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Gef"älll'licller 
Fleckenentf'erne r 
Es kommt immer wieder vor, daß 
Hausfrauen in Veröffentlichungen 
empfohlen wird , für die Reinigung 
von Teppichen und zur Entfernung 
von Fettflecken aus Geweben Tetra­
chlorkohlenstoff zu verwenden . 
Diese Substanz ist zwar ein vor­
zügliches Reinigungsmittel, aber 
äußerst giftig. Sie übt eine ge­
sundheitszerstörende Wirkung ins­
besondere auf Leber, Herz, Gehirn 
und Nieren aus, nicht nur durch 
versehentliches Einnehmen, sondern 
bereits durch Einatmen ihrer 
Dämpfe. Deshalb wird immer wieder 
vor der Verwendung von Tetrachlor ­
kohlenstoff im Haushai t gewarnt. 
Die Hausfrauen sollen auf keinen 
Fall diese Substanz als Reinigungs­
mittel verwenden. Es gibt gleich ­
wertige Fleckenentferner , die 
nicht gesundhei tsgefährdend sind. 

* 
V Ol'sicltt bei 
hittel'en Mandeln 

wfj 

Immer wieder kommt es zu Gesund­
heitsstörungen insbesondere bei 
Kindern nach dem Genuß von bitte­
ren Mandeln. Bittere Mandeln, die 
in jedem Lebensmittelgeschäft zu 
kaufen sind, enthal ten Blausäure 
- ein gefährliches Gift. Vergi f­
tungserscheinungen treten in Form 
von Kopfschmerzen, Sehstörungen , 
Schwindel, Erbrechen , Ohnmacht und 
Krämpfen auf. Schon drei bi t tere 
Mandeln können bei Kindern schwere 
Vergiftungserscheinungen verursa­
chen. Deshalb ist es erforderlich, 
daß bi ttere Mandeln gesondert und 
für Kinder unerreichbar aufbewahrt 
werden. wfj 
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Leimte, wasserab­
stoßende Decken 
Für Lkw-Schlafkojen, Feuerwehr ­
ausrüstungen und Rettungseinsätze 
we rden in den USA leichte, wasser­
abstoßende Decken hergestellt. Das 
vielsei tige Gewebe ist eine Kom ­
bination aus Vinyl und Nylon und 
bietet Decken, die stärker sind als 
Segel tuch und eine große Beständig­
keit gegen natürlichen Verschleiß 
aufweisen . Die Decken sind feuer­
fest und beständig gegen öle, 
Fette, chemische Dämpfe und Salz ­
luft. Sie können mi t Wasser und 
Seife gereinigt und in jeder Größe 
und Form hergestellt werden. wfj 

Not-Funkfern­
sprecller für Jamten 
Eine britische Firma bie t et zu 
einem erschwinglichen Preis ei nen 
Not - Funkfernsprecher für Segler 
an. Der Funkfernsprecher wurde ge ­
mäß den entsprechenden Spezifika­
tionen der britischen Post gebaut 
und ist bereits in mehreren euro ­
päischen und überseeischen Ländern 
behördlich zugelassen. Das Gerät 
ermöglicht den Funksprechverkehr 
mit Küstenstationen und ande r en 
Schiffen . wfj 

Vulkanüberwamung 
«lurcll Satelliten 
Das Geologische Bundesamt der USA 
möchte mindestens einen der beiden 
für 1972 geplanten ERTS-Satelliten 
(Earth Research Technology Satel­
li te ) zur Vulkanüberwachung ein­
se t zen. Geplant ist der Einsatz 
kleiner, automatischer Sensor­
stationen in etwa zwölf der aktiv­
sten Vulkane auf Südalaska, den 
Aleuten und Mittelamerika. Es sol­
len den Eruptionen vorausgehende 
Erdbewegungen festgestellt werden. 
Der Satellit würde t äglich einmal 
die Daten der Vulkan-Stat ion ab­
rufen und sie auf die Boden­
stationen in Fairbanks (Alaska) 
und Corpus Christi (Texas) ab­
strahlen . Die im Be r eich der Vul­
kane lebenden Bewohner würden dann 
vor aufkommenden Ausbrüchen ge­
warn t und Wissenschaftle r gruppen 
zu int ensi veren Forschungen i n 
die bedrohten Gebiete geschickt. 
Sobald die Entwicklung der er­
forderlichen Meßgeräte - bezügl. 
Wirtschaftlichkeit und l anger, 
wartungsfreier Betriebsdauer - ab­
geschlossen ist, sollen auch Sa­
tellitensysteme zur möglichen War­
nung vor Erdbeben i n Angriff ge­
nommen werden. fid 
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Wir müssen Schluß machen, ich glaube, die rollen das Kabel ein 
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Ein 1~lares Bekenntnis 
ZUlU Sehutzrauluban 

Schutzräume in sämtlichen Neubauten 
d e s Bundes 

Der Schutzraumbau und damit d ie gesamte 
zivile Verteidigung hat einen großen Schritt 
nach vorn getan. Das Bundesministerium 
für Finanzen, das technisch und finanziell 
für sämtlidle Neubauten des Bundes zu­
ständig ist, hat in einem Erlaß vom 
16. 11. 1970 angeordnet, daß in sämtlichen 
Neubauten des Bundes Schutzräume des 
Schutzumfanges "Grundschutz " zu planen 
und auszuführen sind . Dieser Erlaß, der 
sich, da er sofortige Gültigkeit hatte, nun 
allmählich konkret auszuwirken beginnt, 
schreibt vor, daß jeweils so viele Schutz­
plätze errichtet werden müssen, als für 
das betreffende Dienstgebäude Bedienstete 
vorgesehen sind. Dabei sollen Schutzräume 
mit weniger als 25 Schutzplätzen nicht ge­
baut werden. Der Planung dieser Schutz­
räume sind , wie im privaten Bereich , auch 
die "Bautechnischen Grundsätze für Haus­
schutzräume des Grundschutzes" zugrunde 
zu legen. Zusätzlich werden die Schutz­
räu me noch an die öffentlichen Ver- und 
Entsorgungsleitungen angeschlossen, an 
Stelle von Trockenaborten übliche WC­
Anlagen geschaffen, und dasSandfilter wird 
durch ein Raumfilter ergänzt. 

Ebenfalls wie im privaten Bereich sollen d ie 
zu Schutzzwecken ausgebauten Räume 
nicht ausschließlich als Schutzrau m dienen, 
sondern als Mehrzweckräume eine auch 
sonst notwendige Friedensfunktion erfül­
len. Der Grundriß des Gebäudes bleibt er­
halten und ebenso der friedensmäßige 
Raumbedarf an Kellerräumen. Ausnahmen 
davon können nur gemacht werden, wenn 
entweder die friedensmäßige Nutzung der­
art ist, daß eine schnelle Umstel lung zum 
Schutzraum nicht möglich ist oder wenn 
eine Friedensnutzung deshalb nicht mög­
lich ist, weil die betreffenden Räume aus­
schließlich Schutzzwecken dienen (Unter­
bringung der technischen Anlagen und Ein­
richtungen sowie der Ausstattung für den 
Schutzraum). Wenn Größe und Grundriß 
des Gebäudes sowie die vorgesehene Ver­
wendung es zulassen, können auch Mehr-
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zweckanlagen nach den "Bautechnischen 
Grundsätzen für Großschutzräume des 
GrundSchutzes in Verbindung mit Tief­
garagen als Mehrzweckbauten" errichtet 
werden. In diesem Fall darf die Zahl der 
Schutz plätze die Zahl der Bediensteten 
überschreiten. 
Die vorstehenden Regelungen gelten für 
sämtliche Gebäude, die mit Bundesmitteln 
errichtet werden . Eine Ausnahme bilden 
lediglich Anlagen und Einrichtungen der 
Bundeswehr, die aber schon seit Jahren mit 
Schutzräumen versehen werden. 
Dieser Entschluß der Bundesregierung ist 
seit der Verkündung der Bezuschussung 
des privaten Schutzraumbaues das deut­
lichste und in seinen Auswirkungen sicher­
lich günstigste Bekenntnis zur Bedeutung 
und Wichtigkeit des Schutzraumbaues. 
Nach der etwas überraschenden Suspen­
dierung des SChutzbaugesetzes Ende 1965 
konnte man berechtigte Zweifel am Willen 
der Bundesregierung hegen, entscheidende 
Schritte für den Schutz der Zivilbevölkerung 
zu tun . Diese Zweifel wurden auch durch 
die überzeugende Darlegung der schlüssel­
haften Bedeutung des Schutzraumbaues für 
die gesamte zivile Verteidigung überhaupt 
im .. Bericht über das Konzept der zivilen 
Verteidigung und das Programm für die 
Zeit bis 1972" nidlt völlig beseitigt. Denn 
darin steht, ohne daß auf den Bau von 
Schutzräumen in Bauten des Bundes über­
haupt eingegangen wird, der Satz : " Mit 
ihrem Programm (Bunkerinstandsetzungen , 
Mehrzweckbauten und Förderung des pri­
vaten Schutzraumbaues durch Zuschüsse) 
verbindet die Bundesregierung im übrigen 
die Hoffnung , daß auch die Länder, die Ge­
meindeverbände und nicht zuletzt die Ge­
meinden selbst sich in jeder geeignet er­
scheinenden Weise darum bemühen wer­
den, die bestehenden Schutzbaulücken 
schließen zu helfen." Daß dieser Satz die 
Angesprochenen, das " schöne Beispiel " 
des Bundes vor Augen, nicht zum Handeln 
veranlassen konnte, liegt auf der Hand. 
Weitere Zwei fel wurden dann abgebaut 

durch den "Bericht der Bundesregierung 
über die Möglichkeit einer Verstärkung der 
zivilen Verteidigung U vom Februar 1970. 
Denn darin kündigte die Bundesregierung 
an, daß die Zuschußsätze für die Errichtung 
privater Schutzbauten beträchtlich erhöht 
werden, daß Finanzierungshilfen des Bun­
des beim Bau unterirdischer Verkehrs­
anlagen von der Bereitschaft des Bauherrn 
abhängig gemacht werden sollen, Groß­
schutzräume einzubauen, daß weiterhin die 
Verfahrensregelungen im öffentlichen 
Schutz bau vereinfacht und die Zuschuß­
gewährung pauschaliert werden solle und 
daß vor allem die Bundesregierung durch 
den Bau von Schutz räumen im eigenen 
fiskali schen Bereich ein Beispiel geben 
wolle . 
Oie Zuschüsse für den privaten Schutz­
raumbau wurden dann audl Ende Juli letz­
ten Jahres auf für Bauherren interessante 
Höhen angehoben. Wie das Beispiel Mün­
chen zeigte, beteiligt sich der Bund in­
zwischen an U-Bahnbauten wirkliCh nur 
dann, wenn durch die jeweiligen Bauträger 
Schutzanlagen errichtet werden. Die verein­
fachten Verfahrensregelungen und die 
Pauschalierung der Zusdlüsse im öffent­
lichen Schutzraumbau stehen kurz vor ihrer 
Bekanntgabe. 
Mit dem Erlaß vom 16. 11. 1970 ist nun die 
letzte wesentliche Ankündigung des "Zwei­
ten Berichtes" Wirklidlkeit geworden. Die 
Bundesregierung hat nunmehr auch die 
letzten Zweifel daran ausgeräumt, daß sie 
den Schutzraumbau nur halben Herzens 
fördere . Im Laufe der Zeit werden alle Ge­
bäude des Bundes Schutzräume haben . 
Es ist zu hoffen, daß diese Regelung bald 
für sämtliche öffentlichen Gebäude zutref­
fen wird , daß Länder und Kommunen dem 
guten Beispiel des Bundes folgen werden . 
Vielleicht werden dann auch mehr private 
Bauherren dazu veranlaßt, von dem gün­
stigen Zuschußangebot der Bundesregie­
rung Gebrauch zu machen und ihre Neu­
bauten mit Schutzräumen zu versehen. 

Fritz Neckermann 
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SPRINKLE NLAGEN 

NASSANlAGE 
Für froltfr.l. RAume 

Dia RohrtaituRien sind 

bl. zu Jedem Sprinkler 

mit Wa .. er gefüllt. 

Der Enlstehungsbrand erwärmt den 
nlchstgelegenen Sprinkler auf die 
t1ffnungstemperatur. Das GlastäBchen 
platzt. 0 •• l61c:hwasser tritt fein 
".,.prUhl aus, bekämpft den Brand, 
verhindert die weitere Ausbreitung; 
gleld1z.eltlge Alarmmeldung zum 
PfOrtn., und zur Feuerwehr. 
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VOftl tsbehin ... mit Sprinklerpumpe. Be{ kleinefen 

"'nl~ kann die Sprinl,J'fanl~ dir ... t an d .. 
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griff der Sprinkler-Anlage wie tolgt defi­
niert : 

"Sprinkler-Anlagen sind ortsfeste selbst­
t~~ige Feuerröscheinrichtungen, die das 
Loschwasser durch festverlegte Rohrleitun­
gen unmittelbar bis an den Brandherd her­
anführen. Die Sprinkler sind im Bereit­
schaftszustand geschlossen und öffnen sich 
erst bei einer bestimmten Brandhitze. Sie 
leiten damit automatisch die Funktion der 
Anlage ein, verteilen das LÖSchmittel Was­
se~ . auf den Brandherd und geben gleidl­
zeitig Feueralarm. Sprinkler-Anlagen sind 
also Feuerlöschanlagen und FeuermeIde­
anlagen. " 

Durch .. die sinnreiche Vereinigung von 
Feuerloschen und -melden wird die Anlage 
doppelt wertvoll. Vorzugsweise sind diese 
~prinkler-Anlagen für den Schutz von Ob­
Jekten oder Räumen mit hoher Konzen­
tration an brennbaren Feststoffen, vorwie­
gend in Warenhäusern, Mühlenbetrieben 
und Textilfabriken, geeignet. In den zu 
schützenden Räumen ist ein Rohrleitungs­
s~stem ?ngeordnet, dessen Auslässe durch 
die Sprmkler verschlossen sind . Sprinkler 
sind kleine, durch Schmelzlot- oder Glas­
ve~schluß. (Glasfäßchen mit Sprengflüssig­
kelt) geSicherte Präzisionsventile mit ge­
zahntem Wasserverteiler, die das auspral­
lende Wasser - ähnlich wie aus einer Gieß­
kanne - regenartig verteilen. Bei Feuer­
ausbruch öffnen sich nur die über der 
BrandsteIle oder in unmittelbarer Nähe be­
findlichen Sprinkler. 

Sprinkler sind kleine, durch 
Schmelzlot- oder GlasfaBverschluß 
(GlasfäBchen mit Sprengflüsslgkelt) 
geSicherte PräzisionsventIle 

Räumliche Anordnung 
Die räumliche Anordnung der Sprinkler 
wird den Brandrisiken entsprechend unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse 
angepaßt. Im Mittel soll ein Sprinkler für je 
neun Quadratmeter angebracht werden. 
Unabhängig von der Fläche sollen alle 
Sprinkler einen Wasserst rom von minde­
stens 60 11 m in haben. Als senkrechter Ab­
stand der Sprühteller der Sprinkler von den 
Decken werden Maße von 70 bis 250 mm 
eingehalten. 
Die Auslösetemperatur der Sprinkler ist ab­
hängig von der Betriebstemperatur der 
Räume, in denen sie installiert werden . Im 
allgemeinen soll sie nicht mehr als 50° C 
über dieser liegen. In normal temperierten 
Räumen werden sie so eingestellt, daß sie 
sich bei 70° C auslösen. 

Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung ist grundsätzlich aus 
zwei voneinander unabhängigen , frost­
sicheren Speisequellen sicherzustellen. Aus 
einer stets einsatzbereiten und einer prak­
tisch unerschöpflichen Wasserquelle. Als 
stets einsatzbereit wird vorwiegend ein 
Druckluft-Wasserkessel verwendet. Als Be­
hälter kommen Kessel mit einem Volumen 
zwischen 22,5 und 45 m' in Frage. Der 
Wasserinhalt beträgt in jedem Fall 15 mJ. 
Das Druckluftvolumen ist abhängig von der 
HÖhendifferenz zwischen Druckluftbehälter 
und dem höchsten angebrachten Sprinkler. 
Zulässig sind auch hochstehende Wasser­
behälter mit 30 m] Inhalt, wenn diese min­
destens 10 m höher als der höchstgelegene 
Sprinkler angelegt werden. Als praktisch 
unerschöpfliche Wasserquelle zählt ein 
Wasserversorgungsnetz, aus dem zu jeder 
Zeit 500 m] Wasser entnommen werden 
können, wenn bei Öffnung der Leerlauflei­
tung noch ein hydrodynamischer Druck von 
1,5 atü und wenn der hydrostatische Druck 
nur bis zu 50% abfällt. Es werden nur Krei­
selpumpen verwendet, die einen Mindest­
förderst rom von 3000 Il min haben bei einer 
Förderhöhe von mindestens 50 m WS. Der 
Antrieb erfolgt durch Elektro- oder Diesel­
motor. 

Naß- oder Trockenanlagen 

mit gezahntem Wasservertelferteller 
die das aufprallende Wasser ' 
regen artig verteilen. Bel Feuer­
ausbruch öffnen sich nur die über der 
BrandsteIfe oder In unmittelbarer 
Nähe befindlichen Sprinkler. 

Das Sprinkler-Rohrnetz ist in frostfreien 
Räumen bis zu den Sprinklern mit Druck­
wasser gefüllt . In frostgefährdeten Räumen 
steht das Rohrnetz oberhalb des Alarm-
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ventils unter Preßluft niedrigen Drucks. 
Nach diesen Unterschieden bezeichnet man 
die Anlagen als Naß- oder Trockenanlagen. 
Die Auslösung einer Naßanlage wird bei 
Anspredlen eines Sprinklers durch den im 
Rohrleitungssystem auftretenden Druck­
abfaU bewirkt. Diese Druckänderung steuert 
das sogenannte Anregerventil unter gleich­
zeitig.er Auslösung der Alarmeinrichtung , 
das 10 der Regel über ein FeuermeIde­
system die nächstgelegene Feuerwache 
alarmiert. 

Öffnet sich ein Sprinkler im Trockensystem, 
dann entweicht zunächst Luft, wodurch im 
Rohrnetz ein Druckabfall eintritt . Dieser 
Druckabfall bewirkt, daß die Trockenventil ­
station Wasser in das Rohrnetz einströmen 
läßt. 

Umfangreiche Sprinkler-Anlagen werden 
aus praktjsche~ Gründen, aber auch wegen 
de~ besseren Ubersicht, in Gruppen mit ge­
meinsamer Wasserversorgung unterteilt. 
Bei Naßanlagen in der Regel bis 1000 und 
bei Trockenanlagen bis zu 500 Sprinkler. 

Damit sind zunächst die charakteristischen 
Merkmale einer Sprinkler-Anlage heraus­
gestellt worden. Zusammenfassend kann 
man sagen, sie ist eine selbsttätige, orts­
feste, mit Wasser arbeitende Brandbekämp­
fungsanlage. Ihre Düsen sind mit einem 
Material ausgestattet , das dem ständig 
unter Druck stehenden Wasser bei einer 
best immten Temperatur den Auslritt ge­
stattet. Durch den wärmeempfindlichen Ver­
schluß jeder Düse wird erreicht, daß das 
Wasser nur aus den Düsen austritt, d ie 
unmittelbar über dem Brandherd liegen. Ein 

------------
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Schadenfeuer kann also bereits in der Ent­
stehungsphase bekämpft werden, so daß 
die zum Löschen notwendige Wassermenge 
relativ klein ist. Dieser Vorteil führt dazu , 
daß die Wasserversorgung auf 3000 Ilmin 
begrenzt wird, d. h. daß also maximal 
50 Sprinkler gleichzeitig versorgt werden 
können. 

Grenzen der Sprinkler-Anlagen 
Eine Grenze im Anwendungsbereich von 
Sprinkler-Anlagen wi rd dadurch gezogen, 
daß ausschließlich Wasser als LÖSChmittel 
verwendet werden kann . Sie können also 
nur da wirkungsvoll zur Anwendung kom­
men, wo brennbare Stoffe der Brandklasse 
"A" vorhanden sind. Bei Bränden anderer 
Brandklassen, z. B. in Tiefgaragen, können 
sie nur ein Ausbreiten des Brandes verhin­
dern. Ein weiterer Nachteil kann auch durch 
vertikale Verbindungen zwischen mehreren 
Geschossen auftreten. Dann nämlich, wenn 
ein Brand im unteren Geschoß durch die 
durch Strahlung transportierte Wärme die 
Sprinkler im Obergesdloß auslöst, obwohl 
es dort nicht brennt. Das würde u . U. zur 
sdlnellen Erschöpfung der Wasserversor­
gung führen. Schließlich sei noch auf 
Sprinkler-Anlagen in Räumen hingewiesen, 
deren Höhe 10 m überschreitet und damit 
die Funktion der Anlage beeinträchtigen 
kann. Entweder können zuviel Sprinkler 

auslösen, oder das aus dem sich über dem 
Brandherd befindlichen Sprinkler austre­
tende Wasser trifft diesen nicht oder spricht 
bei besonderen Temperaturverhältnissen 
nicht an. Damit zeigt sich ein weiterer kriti ­
scher Punkt, nämlich der, der Abschirmung 
der Wärme von den Sprinklern. 

Erfolgszahlen 
Aufschlußreich für die Urteilsbildung über 
die Bedeutung von Sprinkler-Anlagen sind 
die 67457 Brandfälle in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, die durch Sprinkler­
Anlagen bekämpft und von der National 
Fire Protection Association (NFPA) stati­
stisch ausgewertet wurden. Diese Brand­
fälle verteilen sich auf 295 nach ihrem Ver­
wendungszweck genannten Risiken. 
Die Endzusammenstellung zeigt, daß 
57,2% der Brände gelöscht wurden, 
39% der Brände an der Ausbreitung ver­
hindert wurden bis ausreichende Lösch­
kräfte zur Verfügung standen und bei 3,8% 
die Anlagen nicht angesprochen haben, 
weil in der Hauptsache nicht ausreichende 
Wasserzufuhr zum Versagen führte. 
Das bedeutet, daß die Sprinkler-Anlagen 
zu 96,2% vollbefriedigend gearbeitet ha­
ben. 
Wertvolle Auskunft gibt die Statistik der 
NFPA auch über die Anzahl der geöffneten 
Sprinkler in den einzelnen Brandfällen . 



Sprinkleranlagen sind 
selbsHätlge, ortsfeste, mit 
Wasser arbeitende 
Brandbekämpfungs­
anlagen. Sieht man in den 
geschützten Räumen 
gewöhnlich nichts von 
der Anlage als die relativ 
kleinen Sprinkler, 
befindet sich doch Im 
Hintergrund eine 
beachtlich große Wasser­
versorgungsanlage. 

Linke Seite: Gruppen­
verteIlung für die einzelnen 
Geschosse eines 
Kaufhauses. 

Rechts : Armaturen vor 
einem 30 m1 fassenden 
Kessel. 

Unten : Gruppenverteilung 
in einer Tiefgarage. 

Danach waren beteiligt bei 

38.1 0Ja der Brände 1 Sprinkler, 
17.2 % der Brände 2 Sprinkler, 
9,3 Ofo der Brände 3 Sprinkler, 
6,3 % der Brände 4 Sprinkler, 
4.1 '/, der Brände 5 Sprinkler, 
3.3 '/, der BrAnde 6 Sprinkler, 
2.4 % der Brände 7 Sprinkler. 
2,0 % der Brände 8 Sprinkler, 
1,54% der Brände 9 Sprinkler, 
1,36% der Brände 10 Sprinkler. 

Diese Zahlen lassen erkennen, daß die 
Sprinkler-Anlagen ein Feuer im Entstehen 
durch eine geringe Anzahl Sprinkler lö­
schen und dadurch ihren eigentlichen 
Zweck erfüllen , ein Großfeuer nicht auf­
kommen zu lassen. 
Aus dem vorher Gesagten kann man erken­
nen, daß den Sprinkler-Anlagen eine große 
Bedeutung bei der selbsttätigen Brand­
bekämpfung zukommt. Diese Bedeutung 
liegt darin, daß sie bei ordnungsgemäßer 
Ausführung und Wartung das Entstehen 
eines Großbrandes verhindern können. Sie 
bleiben damit ein Element des vorbeugen­
den Brandschutzes, dessen Aufgabe u. a. 
darin zu sehen ist, Entstehungsbrände an 
der Ausbreitung zu hindern sowie Fludlt- , 
Rettungs- und Angriffswege zu sichern. 

Ihr Einbau wird von den zuständigen Be­
hörden in erster linie dort vorgeschrieben, 
wo die Art des Betriebes einen über das zu­
lässige Maß hinausgehenden Brand­
abschnitt verlangt oder wo bauliche Er­
leichterungen aus Rationalisierungsgrün­
den benötigt werden und vor allem dort, wo 
eine schnelle Brandausbreitung die Flucht­
und Rettungswege gefährden kann. 
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Linke Seite : Blick auf einen 
Durchgang im Bunker der Befehlsstelle 
des Oberkreisdirektors von Brilon. 

Oben : Feidvermilllung des K-Fern­
meldezuges des Reg.-Präsidenten von 
Arnsberg an der Ausweichbefehlsstelle 
Winterberg. Unten: Ein 100-Wall­
Grenzwellensender desselben Zuges. 

Es wäre grundfalsch, das im militärischen 
und humanitären Bereich Gemeinsame in 
den Grundlagen, Prinzipien und Richtlinien 
insbesondere in technischen Dingen und 
auch in der Führerausbildung nicht zu er­
kennen und zu nutzen. Es hat sich z. B. ge­
ze igt, daß eine solide militärische Führer­
ausbildung stets eine brauchbare Grund­
lage für die Führerausbildung im Katastro­
phenschutz gewesen ist. Leider fällt vielen 
Führungskräften aber das Umdenken nach 
den anderen Voraussetzungen und in die 
anderen Ziele sehr schwer. Vielleicht liegt 
das auch daran, daß dem Katastrophen­
schutz nom keine belastbaren eigenen, gei­
stigen Fundamente und darauf aufbauende 
brauchbare einheitliche Regeln gegeben 
sind. Er existiert geistig auch heute nodl 
von den "Hypotheken ", die er vor allem von 
der Bundeswehr, von den Hilfsorganisatio­
nen und von den Verwaltungsbehörden auf 
das Prinzip seiner Freiwilligkeit aufgenom­
men hat. Wenn der KatastrophenSchutz 
nicht an den "Zinsen" zugrunde gehen will , 
muß er bald diese "Hypotheken" durch 
eigenes Gedankengut und durdl originäre 
Ideen und Leitfäden als Grundlagen und 
Ziele einer einheittichen Ausbildung ab­
lösen. Das KatSG hat hier über die Hilfs­
organisationen einen Weg geöffnet, dem, 
wie mir scheint, nur ein ernsthaftes Hinder­
nis entgegensteht : die fehlende Einheittich­
keit. In dieser Hinsicht sind Ausbildungs­
veranstaltungen wie die Rahmenübung 
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"Brilon" von unschätzbarem Wert. Hier 
waren alle Hilfsorganisationen mit den be­
stehenden Katastrophenschutz-Einheiten 
gemeinsam an der Erfüllung einer großen 
Aufgabe beteiligt und gleichermaßen bean­
sprucht. Besonders hervorzuheben ist der 
Versuch, Teile des FÜhrungsapparates 
einer Hilfsorganisation sowohl in der Aus­
gangslage als auch in der Praxis der Übung 
mitwirken zu lassen. 
Der Innenminister von Nordrhein-Westfalen 
hatte den DRK-Landesverband Westfalen­
Lippe in Münster gebeten, seine Erfahrun­
gen auf dem Gebiet des Betreuungsdien­
stes für die Ausarbeitung und die Durch­
führung der Rahmenübung zur Verfügung 
zu stellen . Der Katastrophenschutz-Schule 
Nordrhein-Westfalen hat diese Zusammen­
arbeit viel Freude gemacht und eine Fülle 
wertvoller Anregungen und Erkenntn isse 

eingebracht. In die Ausgangslage ist die 
Mitwirkung des DRK-Landesverbandes so 
eingebaut worden, daß der RP Arnsberg im 
Zuge der immer dringlicher werdenden Vor­
sorgemaßnahmen (im Einvernehmen mit 
dem IM/NW) den DRK-Landesverband 
Westfalen-Lippe gebeten hatte, "die 
Koordinierung des ggf. notwendig werden­
den Betreuungsdienstes im Reg.-Bez. Arns­
berg sidlerzustellen und unverzüglidl vor­
bereitende Maßnahmen zu treffen". Darauf­
hin hat der DRK-Landesverband mit dem 
Bezirksbeauftragten die Referentin für Be­
treuungsdienst mit weiteren Fachkräften in 
die vorgeschobene Befehlsstelle des RP 
Arnsberg nach Winterberg bzw. in den 
Schwerpunktkreis Meschede entsandt. - Es 
soll hier nicht untersucht werden, inwieweit 
eine solche Regelung angesichts der um­
fassenderen Aufgaben eines DRK-Landes­
verbandes als realistisch gelten kann. In 
diesem Falle war es viel wichtiger, die Ge­
legenheit zur Zusammenarbeit in einer 
größeren Übung wahrzunehmen, von der 
alle Beteiligten effektiv nur profitieren 
konnten. Man möchte es schon als zukunft­
weisend ansehen, daß im Rahmen einer 
Übung des Erweiterten Katastrophenschut­
zes auct1 weibliche Führungskräfte an ent­
scheidenden Schwerpunkten zum Einsatz 
kamen, die, ohne Komplimente machen zu 
wollen , Hervorragendes geleistet haben. 
Kehren wir zurück zur Anlage der Übung : 
Es war, wie schon gesagt, in erster Linie 
davon auszugehen, daß ein FernmeIdever­
kehr ermöglicht wurde, der den übenden 
FM-Einheiten in allen Ebenen ein ausrei­
chendes Betätigungsfeld bot. Dazu war ein 
entsprechend umfangreiches Einsatzge­
schehen, ausgehend von den Kreisen bzw. 
von der koordinierenden Führungsstelle 
des RP Arnsberg, erforderlich. Der gesamte 
Einsatz in allen Fachdiensten mußte dar­
gestellt, in Bewegung gebracht und wäh­
rend der Übung ständig in VOlIbetrieb ge­
halten werden. Damit wäre zunächst das 
Übungsziel für den FM-Dienst sichergestellt 
worden . Es wäre aber die Gefahr damit ver-



bunden gewesen, daß Führungsstellen, Ein­
satzstäbe und Einheitsführer der Fach­
dienste ohne eigenes Übungsziel nur Stati­
sten für den FM-Dienst geworden wären. 

Ein "Drehbuch " hätte diese Gefahr mit 
Sicherheit noch erhöht, indem es zwar den 
Führungskräften die Aufgaben leicht ge­
macht hätte, das Gesdlehen aber und den 
gesamten Übungsablauf so sdlematisiert 
hätte, daß für die Führungskräfte kaum 
noch ein Ausbildungseffekt zu erwarten ge­
wesen wäre. Im übrigen hätte ein Drehbuch 
auch allen Beteiligten ausgehändigt werden 
müssen, wenn man nicht neben jede Füh­
rungskraft einen Schiedsrichter stellen und 
für die Sdliedsrichter nicht ein eigenes 
FM-Netz aufbauen wollte. Hier wird einmal 
der Nachteil eines "Drehbuches" sichtbar, 
das in diesem Falle der Improvisation und 
der Eigeninitiative der Übungsteilnehmer 
keine ausreidlenden Entfaltungsmöglidl­
keiten lassen würde, wie sie aber in ständig 
wedlselnden Situationen und Anforderun­
gen von den Führungskräften der Katastro­
phenschutz-Dienste gefordert werden 
müssen. 

Oben: Mit dem Fernsprechkarren 
Im Einsatz. Hier bei den Vorbereitun­
gen zu einem Wegeüberbau. 

Rechts: Verlegung von Fernsprech­
kabeln im Feldkabelbau unter 
Mitbenutzung des Bundespost­
gestänges. 

Rechte Seite : Blick auf einen Tell 
der Funkzentrale, die vom 
23. Fernmeldezug (mot) gebaut wurde. 
Hier bel einem Einsatz für 
die Technische Einsatzleitung in 
der Gemeinde Hemschlar. 
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Für die Durchführung der Rahmenübung ist 
ein anderer Weg gewählt worden. Die 
übungsunterlagen bestanden in zwei zu­
sammenhängenden Teilen : der Ausgangs­
lage, wie sie auch sonst für PIanbespre­
chungen üblich ist, und der "Entwicklung 
der lage", die in drei Phasen - Heranfüh­
rung und Entfaltung der Einsatzkräfte, Ein­
satz der Fachdienste mit wedlselnden 
Schwerpunkten und Nadlteinsatz mit an­
schließender Ablösung - gegliedert war. 

Die Ausgangslage wurde mit den beteilig­
ten Kreisen in zwei Vorbesprechungen in 
Brilon (Kreishaus) neben den organisatori­
schen Fragen eingehend erörtert. Die aus­
führliche "Entwicklung der lage" sollte das 
"Drehbuch " ersetzen. Die Unterlagen wur­
den an alle Teilnehmer ausgegeben , von 
denen erwartet werden mußte, daß sie sich 
so intensiv in d ie lage und die Gesdleh­
nisse hineindachten und hineinlebten, daß 
jede Führungskraft schließlich auch in der 
lage war, folgerichtig und situationsgerecht 
aus den Zusammenhängen der lage richtig 
zu handeln. 

Die "Entwicklung der lage" war so gestal-

tet, daß stets ausgehend von der Schadens­
lage der Ablauf und die Zusammenhänge 
aller Ereignisse und Maßnahmen ersichtlidl 
und verständlich waren. Dazu wurden 
innerhalb der einzelnen Phasen jeweils in 
mehreren Zeitabschnitten getrennt für 
jeden Kreis und immer in gleicher Reihen­
folge für jede Einheit bzw. für jede Füh­
rungsstelle Situationsberichte gegeben, die 
nicht nur den jeweiligen Stand, sondern 
teilweise audl vorangegangene Maßnah­
men schilderten oder bereits auf zukünftige 
Absichten und Entwicklungen eingingen. 

Die Schilderungen beschränkten sich auf 
wesentlidle Fakten und Feststellungen, 
ohne sich auf Einzelheiten und besondere 
Umstände einzulassen. So wurde der Ge­
samtverlauf der Rahmenübung für jeden 
Mitwirkenden in unmittelbarer Folge der 
sich entwickelnden Schadenslage in der 
ganzen räumlichen und zeitlichen Ausdeh­
nung erfaßt. Jeder Beteiligte mußte nicht 
nur die eigene Situation in jedem Zeit­
abschnitt , sondern auch die Situation eines 
jeden anderen Teilnehmers zur Kenntnis 
nehmen. Er mußte sich dadurch zwangs­
läuf ig stets im Rahmen des Ganzen sehen, 
zumal die Situationsschilderungen in ver­
schiedener Weise auch darauf Bezug 
nahmen. 

Den beteiligten Führungskräften fiel in der 
Rahmenübung nunmehr die Aufgabe zu, die 
zu den einzelnen Zeitabschnitten gegebe­
nen Situationsschilderungen aus ihrer per­
sönlichen fachdiensUichen Beurteilung und 
im Hinblick auf ihre subjektiv zu erfüllenden 
Führungsaufgaben zu analysieren, d. h. 
durchzudenken, hinsichtlich der fadldienst­
lichen Erfordernisse auszuwerten und in 
situationsgerechtes "Handeln " in der fach­
dienstlich erforderlidlen Weise, zur richti­
gen Zeit und an dem aus der lage zu 
schließenden Einsatzort umzusetzen. Das 
mußte dann in erster linie in Meldungen, 
Berichten, Befehlen, Anforderungen usw. 
zum Ausdruck kommen und somit die An­
wendung der jeweils lagegerecht ausge­
wählten Fernmeldemittel bewirken. Mehr 
noch als zu den geSchilderten Zeitabschnit-



ten mußten sich Einheiten und Führungs­
steilen in den Zeiträumen dazwischen in 
möglichst eigener Initiative jedoch in sach­
licher und zeitlicher Übereinstimmung mit 
der Entwicklung und den Erfordernissen 
der Lage betätigen . Von der Möglichkeit zur 
Eigeninitiative, zu eigenen Ideen und Ein­
fällen machten sowohl die FÜhrungskräfte 
der Fachdienste, besonders aber auch die 
Führungsstellen regen Gebrauch, wobei 
sich unbemerkt und reibungslos die Leitung 
der Übung in die Befehlsstellen des RP 
bzw. der Kreise lagegerecht integrierte. Die 
Leitungsgehilfen hatten sich dadurch fast 
ausnahmslos spätestens in der 2. Phase in 
die Teams der Führungsstellen bzw. der 
Einheiten eingliedern können. Die eigent­
liche übungsleitung konnte sich darauf be­
schränken, dort anregend und helfend ein­
zugreifen, wo die Eigeninitiative der Füh­
rungsteams noch nicht zu ihren eigenen lei­
tenden Funktionen gefunden hatte. 
Für das Gelingen dieser Übungsmethode 
waren drei besondere Voraussetzungen 
notwendig: Beherrschung der Lage sowie 
ihres Ablaufs , Beherrschung der Fach­
dienstaufgaben und BeherrsdlUng der Füh­
rungstedmik. Wenn "Pannen", d . h. Miß­
verständnisse oder Versager an einzelnen 
Stellen gelegentlich festgestellt wurden, so 
waren die Ursachen dafür, abgesehen von 
Schwierigkeiten der Einheitsführer in der 
Anwendung der FM-Mittel, fast immer in 
der Unkenntnis der Lage sowie ihrer Zu­
sammenhänge und in Mängeln oder Lücken 
der Fachdienst- und Führerausbildung zu 
finden. Diese Schwächen festzustellen, war 
auch ein Übungsziel der Rahmenübung. 
Ich sagte eingangs, daß es erstaunlich war, 
daß die viermalige Wiederholung, die sich 
aus der vorgeplanten Durchführung der 
FM-Winterlehrgänge nicht mehr vermeiden 
ließ, in keiner Weise zu Langeweile oder 
Oberdruß geführt hatte. Durch den vier­
maligen Wechsel u. a. der Einheitsführer 
der Rahmeneinheiten und auch einiger 
Führungskräfte in den Führungsstellen ent­
stand jedesmal wieder mit der neuen sub­
jektiven Auffassung von den jeweiligen Auf­
gaben und durch die immer wieder anders 

geartete Eigeninitiative eine " neue" Übung 
mit neuen Akzenten und Höhepunkten. Ein 
Beweis dafür, daß die übungsunterlagen 
und die Methode anwendbar waren und 
auch für die Führungskräfte den gewünsdl­
ten Ausbildungseffekt erzielten. Mich per­
sönlich beeindruckte am meisten die 
Selbstverständlichkeit und Reibungslosig­
keit, mit der die übungen abliefen. 

Natürlich hat es auch Schwierigkeiten ge­
geben , vor allem im FM-Dienst. Es hat auch 
in der ersten Phase der ersten übung er­
hebliche Anlaufsdlwierigkeiten gegeben, 
die man durchaus nicht nur den FM-Verbin­
dungen zur Last legen konnte. Sie wieder­
holten sich auch, allerdings nicht mehr so 
auffallend, in den drei folgenden übungen . 
Man muß sich aber auch vergegenwärtigen, 
mit welchen Schwierigkeiten das Heranfüh­
ren und Entfalten der Katastrophenschutz­
dienste im Ernstfall verbunden sein wür­
den. Ich bin überzeugt, daß diese Füh­
rungsaufgabe die schwierigste bleiben 
wird und deshalb in der führungstech­
nischen Ausbildung viel intensiver als bis­
her berücksichtigt werden muß. Im übrigen 
sind Schwierigkeiten und festgestellte Feh­
ler noch kein Beweis für den Mißerfolg 
einer übung. 
Eine Begebenheit während der Vurberei­
tungen der Rahmenübung "Brilon" ist noch 
interessant : Anlage und Verlauf der übung 
sollten in einer Plan besprechung in Wesel 
am 14. 1. 1971 noch einmal überprüft und 
vor allem in der schwierigsten 1. Phase, der 
Anlaufphase, durchgesprochen werden. Da­
zu wurden nur die etwa 60-80 "Haupt­
akteure" erwartet, um den Kreis zugunsten 
des Ergebnisses möglichst zu beschränken. 
Es hatten sich schließlich aber 184 Teil­
nehmer eingefunden, einige weitere waren 
angesichts dieses Andrangs umgekehrt. Es 
war schon aus räumlichen Gründen gar 
nicht möglich, die Plan besprechung in der 
sonst an der Schule in Wesel üblichen Form 
abzuwickeln. Der Vertreter eines nicht un­
mittelbar an der übung beteiligten RP 
machte zu dieser Beteiligung eine bezeich­
nende Bemerkung: Man möge höheren 
Orts doch endlich erkennen, wie groß der 

"Hunger" in den Einheiten und bei den 
Führungskräften nach dieser Art der Füh­
rerausbildung ist. 

Es gäbe noch über eine ganze Fülle inter­
essanter Einzelheiten und Erfahrungen aus 
der Durchführung der Rahmenübung "Bri­
lon w zu berichten. Wenn ich z. B. nicht auch 
auf die Einzelheiten der FM-Übungen ein­
gehe, so nur deshalb, weil das Thema 
schon einen Aufsatz dieses Umfangs für 
sich allein füllen müßte. Wenn man von den 
Fehlern und " Sünden " absieht, die FM­
Techniker zum Verzweifeln bringen können 
und die von FM-Fachleuten so gerne als 
"typische Beispiele " herausgegriffen und 
gegeißelt werden - wie gesagt, wenn man 
davon absieht - , darf man mit Recht be­
haupten, daß die Helfer der FM-Züge mit 
unbeschreiblicher Einsatzbereitschaft und 
Begeisterung ihre Aufgaben erstaunlich gut, 
diesmal auch im Betriebsdienst, erfüllt 
haben. Es hat darüber hinaus insbesondere 
unser Innenministerium interessiert, daß 
z. B. für die Angleichung der Ausbildung 
und Ausrüstung der K-FM-Züge an die LS­
FM-Züge noch einiges getan werden muß 
und daß es überhaupt dringend einer Ein­
heitlichkeit im FM-Wesen bedarf. Hierzu 
noch ein "Kuriosum" der Frequenzvertei­
lung : Auf der Frequenz, die in Nordrhein­
Westfalen dem Katastrophenschutz vor­
behalten ist, spielt sich in Hessen der täg­
liche Polizei-Funkverkehr ab. Eine Ausnut­
zung dieser Frequenz während der Rah­
menübung "Brilon ", in Grenznähe Hessens, 
mußte daher unterbleiben. 

Zurückblickend auf die Rahmenübung, 
möchte ich zum Abschluß noch auf die 
Fachdienste hinweisen, die durch die Kon­
zeption und Durchführung der Übung er­
neut aus der Dämmerung der Ungewißhe: 
ten und mangelnden Beachtung an das 
Licht geholt worden sind. - Aus den seit 
Jahren schon andauernden unüberhör­
baren wie unübersehbaren Forderungen 
und Diskussionen starker Vertreter der star­
ken " klassischen " Fachdienste könnte man 
zu der Überzeugung kommen, daß der 
Katastrophenschutz in ihnen gipfelte und 
sich in ihnen erschöpfte. Wenn man aber 
bei der Beurteilung der humanitären Auf­
gabe von den durch die Katastrophe betrof­
fenen Menschen ausgeht und den Einsatz 
der Fachdienste einmal daran zeitlich mißt, 
so kommt man zu erstaunlichen Ergebnis­
sen : Brandschutz und Sanitätsdienst sind 
Aufgaben, die im allgemeinen nur Stunden 
beanspruchen werden. Auch der Bergungs­
dienst dürfte nur nach Stunden oder Tagen 
zu bemessen sein. Dagegen werden z. B. 
die Aufgaben des Betreuungsdienstes in 
der Regel Wochen und Monate bean­
spruchen. An Beispielen dafür mangelt es 
sicher nicht. 

Ich bin nicht der Ansicht, daß damit ein 
absoluter Maßstab gesetzt werden kann. 
Ich bin aber der Ansicht, daß der Be­
treuungsdienst Aufgaben zu erfüllen hat, 
die an Umfang, organisatorischen Erforder­
nissen und an Tragweite für die Betroffe­
nen Vergleiche mit anderen Fachdiensten 
schwer madlen . (Das gleiche gilt übrigens 
auch in ähnlicher Weise für den Veterinär-
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Der Präsident des Bundesamtes 
für zivilen Bevölkerungsschutz, 
Dr. Paul Kolb (2. v. r.), läßt sich in 
der verbunkerten Befehlsstelle 
des OKD Brilon von Kreisoberinspektor 
Wollgang Schulte (rechts), Leiter 
des Sachgebiets K-Schutz, 
in die Lage einweisen. Dritter von 
rechts ist der Referent für die 
Ausbildung leitender Zivilschutzkräfte 
im BzB, H. eh. Toelle. 

Darüber: Eine frische Tasse Kaffee 
war während der Obung immer 
willkommen. 
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dienst.) Dazu kommt noch folgendes: Wenn 
Betreuungsprobleme großen Umfangs an­
fallen , dann sind auch in der Regel die 
Ursachen großen Umfang s, die den Be­
treuungsdienst nowendig werden ließen. 

Das bedeutet aber, daß dann gleichzeitig 
auch andere Fachdienstaufgaben, z. B. er­
hebliche Lenkungsaufgaben, Sanitätsauf­
gaben und vor allem möglicherweise auch 
Aufgaben des ABC-Schutzes anfallen wer­
den, die von den Betreuungsaufgaben nicht 
zu trennen sind. Das muß in der Ausbildung 
der einzelnen Fachdienste über eine gele­
gentliche Rahmenübung hinaus berücksich­
tigt werden und stofflich in den Ausbil­
dungsunterlagen sowie in den Regeln der 
Einsatztechnik und Führungstechnik dieser 

Fachdienste zum Ausdruck kommen. 1m 
Hinblick auf den ABC-Schutz muß man sich 
angesichts der wahrschein l ich großen Zahl 
der Betroffenen und des zu erwartenden 
unübersehbaren Umfangs des Schadens­
ausmaßes von der Vorstellung freimachen, 
daß der ABC-Schutz nur von "Fachdienst­
einheiten" wahrgenommen werden könnte, 
geschweige daß es möglich sei , diese Ein­
heiten dem Umfang solcher Aufgaben an­
gemessen auszustatten. ABC-Schutz ist 
Aufgabe aller Fachdienste und aller Betrof­
fenen. ABC-Fadldiensteinheiten können 
durdl die Hauptverwaltungsbeamten nur 
schwerpun ktmäßig zu begrenzten Aufga­
ben, vor allem der Erkundung und Markie­
rung , und in besonderen Fällen auch zur 
Dekontamination eingesetzt werden. ABC­
Schutz und Sanitätsdienst werden im Rah­
men des KatSG die Erfüllung ihrer Auf­
gaben in ganz anderem Maße als bisher 
auf behelfsmäßige ortsfeste Einrichtungen 
im Kreis bzw. in der kreisfreien Stadt ab­
stützen müssen , die sorgfältig erkundet, 
nach den fachlichen Anforderungen und 
nach den örtlichen Gegebenheiten vor­
bereitet und zweckentsprechend bevorratet 
werden müssen. Diese Konzeption würde 
keine ungeheuren Mittel verschlingen und 
könnte sofort durch die Kreise und kreis­
freien Städte in die Praxis umgesetzt wer­
den. Ihr Einsatzwert dürfte, gemessen an 
Kosten und Aufwand, alle bisherigen "Er­
fahrungen" übersteigen. Verbunkerte Hilfs­
krankenhäuser und fahrbare Entgiftungs­
plätze sind ideal und sicherlich nützlich. 
Nur dürften sie aus finanziellen Gründen in 
absehbarer Zeit nicht in ausreichendem 
Maße reali sierbar werden. 
Damit sollen auch die Probleme der im Vor­
dergrund der Übung stehenden Fach­
dienste wenigstens aufgeworfen worden 
sein. Daß der Einsatz der Fachdienste, ins­
besondere des Brandschutzdienstes, aus 
der Not der Verhältnisse in den Sauerland­
kreisen höchst "unorthodox" erfolgen 
mußte, sollte als Vorschlag gelten und zu 
weiteren Überlegungen anregen . 
Abschließend wende ich mich wie eingangs 
wieder an den Skeptiker. Er mag den Auf­
wand der Ausbildungsveranstaltung in viel­
fältigen Zahlen erwägen. Wer sich aber der 
Aufgabe des Katastrophenschutzes nicht 
ganz mit voller Überzeugung und Begeiste­
rung erschließt, die jedem Freiwilligen ab­
verlangt werden, der vermag über Zahlen 
und Bedenken nicht die wirklichen Ergeb­
nisse zu sehen und abzuschätzen, die in 
den Leistungen der freiwilligen Helfer, der 
Einheiten und Organisationen bei einer 
solchen übung zutage treten . Der vermag 
auch nicht die Bedeutung für jeden einzel­
nen zu werten, bei der Rahmenübung 
"Brilon " dabei gewesen zu sein. 

HINWEIS: Interessierte Behörden, 
Dienststellen und Einheitsfüh rer, 
die gerne die Übu ngsunterlagen 
einsehen möchten, können diese 
bei der Katastrophenschutzschule 
von Nordrhein-Westfalen, Wesei , 
Gerhart-Hauptmann-Straße 23, an­
fordern. 



Die Welt, in der vvir 
überleben können 

Lüftungsprobletne in Hausschutzräutnen 
und ihre technische Lösung 

Von Friedrich Martin 

Alle Verhandlungen, Friedensbernühungen und wiederholte Be­
teuerungen von ausschließlich friedlichen Absichten können über 
den noch bestehenden politischen Gegensatz zwischen Ost und 
West nicht hinwegtäuschen. Da dieser Gegensatz hauptsächlich 
ideologischer Natur ist, scheint ein friedlicher Ausgleich kaum 
denkbar. Möglidl ist höchstens - und davon wird heute sehr viel 
gesprochen - ein geregeltes Nebeneinander der Machtblöcke mit 
genau festgelegten Beziehungen zueinander. 

Das Erreichen dieses schon erstrebenswerten Zieles wird immer 
mehr dadurdl erschwert , daß eine eindeutige Zuordnung von 
Staaten zu einem der Madltblöcke oft nicht möglich ist, da neue 
Mächte und Interessengruppen bzw. sich verändernde Gruppierun­
gen entstehen und an Einfluß gewinnen . Die sich stetig ver­
ändernde politische Weltlage birgt in sich den Kern zu unüber­
schaubaren, explosiven und gefährlichen Konfliktsituationen, die 
sich zu bewaffneten Auseinandersetzungen entwickeln können, 
deren absolute Beherrschung auch durch die Großen dieser Welt 
nicht gewährleistet werden kann. 

Daraus sind Schlußfolgerungen zu ziehen . Die Wahrscheinlichkeit 
des Entstehens sogenannter " lokaler Kriege " - von denen ja heute 
schon eine Reihe geführt werden - ist hoch. 

Die Gefahr, daß sich daraus internationale bewaffnete Ausein­
andersetzungen mit Atombomben beliebiger Größenordnung sowie 
mit biologischen Kampfmitteln und dlemischen Kampfstoffen ent­
wickeln , ist nicht auszuschließen. 

Kein Schutz der Zivilbevölkerung 
durch militärische und politische Macht 
Daß nicht einmal die atomaren Supermächte eine derartige Ent­
wicklung mit Sicherheit ausschließen können , bedeutet, daß die 
Einflußmöglichkeit kleinerer Staaten in dieser Hinsicht fast bedeu­
tungslos und gering ist. Das heißt also, daß auch ein Staat wie die 
Bundesrepublik Deutschland, trotz all ihrer sehr ernsten und inten­
siven Entspannungs- und Friedensbemühungen, letzten Endes nur 
Objekt ist und bleibt. Das bedeutet aber weiter, daß keine Regie­
rung dieser Welt, sei sie auch mit noch so vielen, noch so gut aus­
gerüsteten, bewaffneten und ausgebildeten Soldaten ausgestattet. 
sei sie auch noch so mächtig, die absolute Sicherheit, die persön­
liche Unversehrtheit ihrer Bürger garantieren kann. Diese überall 
leicht zu treffende - und auch getrOffene - Feststellung führte 
dazu, daß man sich in vielen Staaten Gedanken darüber machte, 
wie die Bürger wirksam geSChützt werden könnten. Daraus ergaben 
sich dann die vielen Maßnahmen auf dem Gebiet der Zivilverteidi­
gung im allgemeinen und des Zivilsmutzes im besonderen. 

Frage nach der Schutzmöglichkeit 
Die ungeheueren Zerstörungen und die großen Verluste durch die 
ersten atomaren Detonationen in Hiroshima und Nagasaki im 
Jahre 1945 hinterließen ein Gefühl völliger Hilflosigkeit und er­
weckten den Eindruck totaler Aussichtslosigkeit, sich gegen diese 
verheerenden Wirkungen erfolgreich zu schützen. Mit den fort­
schreitenden, sich ständig vermehrenden Kenntnissen auf diesem 

Gebiet - durch Auswertung der Vorgänge in Japan, durch kontrol­
lierte Versuchsdetonationen und deren systematische Auswertun­
gen sowie durch eine breite Ausmaße annehmende wissenschaft­
liche Diskussion mit zahlreirnen Veröffentlichungen - kam man 
aber immer mehr von dieser geradezu fatalistischen Einstellung der 
.. Bombe " gegenüber ab und begann, nadl wirksamen Sdlutzmög­
lichkeiten zu sudlen. 
Wenn auch von vornherein klar war, daß ein totaler Schutz gegen­
über Atombomben noch nicht einmal theoretisch möglich ist, so 
kam man doch zu der Überzeugung, daß in erster linie durch den 
Bau von geeigneten Schutzräumen die Auswirkungen atomarer 
Detonationen auf Menschen zumindest stark eingeschränkt werden 
können, bei entsprechendem tedmischem und damit auch finan­
ziellem Aufwand sogar nahe bis an den Bodennullpunkt einer 
atomaren Detonation. 

Waffen, gegen die es sich zu schützen gilt 
Die Anforderungen, die an den Schutzumfang von Schutzräumen zu 
stellen sind, ergeben sich logisdlerweise aus den Wirkungen der 
in einem Krieg verwendeten Waffen und Waffen systeme. Dazu ge­
hören die aus den letzten Kriegen bekannten Waffen, wobei 
etwaige technische Weiterentwicklungen und Verbesserungen zu 
berücksichtigen sind. Eingesetzt werden können heute Spreng­
bomben, das sind Brisanzbomben mit Ladungen zwischen 50 kg und 
10 Tonnen SprengstOff, oder Brandbomben verschiedenster Art , 
wie Phosphorbomben, Thermitbomben und Napalmbomben, die 
z. T. noch mit Sprengladungen kombiniert sein können, sowie die 
sdlon bekannten, inzwischen in ihrer bösartigen Wirksamkeit noch­
mals gesteigerten biologischen Kampfmittel und chemisdlen 
Kampfstoffe. Schließlich folgt als Krönung des Schreckens noch die 
Atombombe, die in jeder beliebigen Größenordnung herstellbar ist. 
Kaliber, die vergleidlsweise der unvorstellbaren Menge von 
20 MUt. Tonnen herkömmlichen Sprengstoffes (TNT) entsprechen, 
können mit Hilfe der verschiedenen Trägersysteme jederzeit jede 
beliebige Stelle der Erdoberflädle erreichen. 
Der Schutzraum soll nun - im Idealfall - sidlerstellen, daß sidl 
Schutzsudlende so lange darin aufhalten können, wie es die Ge­
fährdung durdl Waffenwirkungen aller Art notwendig macht. 

Anforderungen an einen Schutz raum 
Als Schutz gegen die mechanische Wirkung detonierender Brisanz­
und Atombomben, gegen Luftdrücke bzw. Luftstöße von verschie­
dener Stärke und Dauer braucht man Schutzräume mit ausreidlen­
der statisdler Festigkeit. Dies ist technisch ohne weiteres möglich. 
Es beginnt beim reinen Trümmersdlutz, dem sog. HGrundschutz" 
mit einer Belastbarkeit von 1000 kg/ m2 und endet beim luftstoß­
sidleren, als allseitige Druckkammer ausgebildeten Drucksdlutz­
raum mit einer Druckresistenz bis zu 9 atü, das sind 90000 kg/m1. 

Die jeweilige Belastbarkeit versteht sidl zusätzlidl zu den auch 
sonst üblichen Lasten im Hochbau, wie Eigengewicht und Nutz­
oder Verkehrslast. 
Hitzestrahlung, Brände und die radioaktive Strahlung , die in Form 
der einige Sekunden dauernden, aber sehr energiereidlen Anfangs-
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strahlung und als sehr langsam zerfallender radioaktiver Nieder­
schlag (FallOut) auftritt, erfordern als Schutz genügend starke, 
massige Umfassungsbauteile und das Verhindern des Eindringens 
strahlender Teilchen und Wärme in das Schutzrauminnere. Beim 
Auftreten von B- und C-Waffen gilt es lediglich, deren Eindringen 
in den Schutzraum zu verhindern. 
Wichtig für die Konstruktion des Schutzraumes ist noch die Frage, 
wie lange ein Aufenthalt dauern kann und muß. 
Während des letzten Krieges war die Aufenthaltsdauer in einem 
Schutzraum normalerweise auf die Dauer des feindlichen Luft­
angriffes mit Brisanz- und Brandwaffen oder auf die Dauer des 
Artilleriebeschusses beschränkt. Darüber hinaus kam es vor, daß 
ein Verlassen wegen der in der Umgebung herrschenden Brände, 
die sich zu Flächenbränden oder gar Feuerstürmen ausweiten 
konnten, sowie wegen Verschüttungen nicht möglich war, und sich 
die Aufenthaltszeit dadurch um Stunden verlängerte. Heute hängt 
die vorzusehende Aufenthaitsdauer im Schutzraum ausschließlich 
von den bei Atombombendetonationen mit Erd- oder Wasserberüh­
rung auftretenden radioaktiven Niederschlägen ab. 
Die Anfangsstrahlung dauert höchstens 80-100 Sek. und spielt bei 
diesen überlegungen überhaupt keine Rolle. 
Auch die B- und C-Kampfmittel , deren erforderliche Konzentration 
mit kriegs mäßigen Mitteln (Absprühen bzw. Abwerfen durch Flug­
zeuge, Verschießen mit Artillerie oder Raketen) höchstens über 
einige Stunden aufrechterhalten werden kann, sind in diesem 
Zusammenhang ohne Bedeutung. 
Wesentlich für die Berechnung der möglichen Aufenthaltsdauer 
sind folgende Fakten : Eine Stunde nach der Detonation einer 
A-Waffe mit Erdberührung setzt das Abregnen des radioaktiven 
Staubes ein. Dieser hat eine Strahlungsintensität von etwa 
1000 rad/ho Die Strahlen belastung, die Menschen aufzunehmen in 
der Lage sind, ohne Schaden zu nehmen, darf nicht höher als 
50 rad sein, obwohl ein Mensch bei einer Gesamtbelastung von 
200 rad innerhalb einiger Tage wahrscheinlich keine dauernden 
somatischen Schäden erfährt. So kommt man bei Anwendung der 
bekannten Sieben er-Regel auf eine Aufenthaltsdauer von minde­
stens 14 Tagen unter der Voraussetzung , daß sich die betroffenen 
Menschen während der gesamten Zeit in einem Schutz raum befin­
den, der mindestens den Schutzfaktor 100 hat. (Den Schutzfaktor 
100 hat ein Schutzraum dann, wenn seine Decken und Wände so 
stark sind , daß die unmittelbar außerhalb des Schutzraumes herr­
schende Strahlung im Schutzrauminneren auf ,/t oo dieses Wertes ab­
gemindert wird.) 
Die Anwendung der Siebener-Regel ergibt folgende Werte : Eine 
Stunde nach der Detonation herrschen 1000 rad/h, nach sieben mal 
einer Stunde herrscht noch der 10. Teil dieser Strahlung, also 
100 rad/ho Nach 7 X 7 Std., also ungefähr nach zwei Tagen, bleibt 
davon wiederum nur der 10. Teil übrig, d. h. die Strahlenintensität 
beträgt noch 10 rad/ho Nach 7 X 7 7 Std ., also etwa nach 14 Ta­
gen, beträgt die Strahlenintensität wiederum nur noch l/tO davon ; 
es herrscht also noch 1 rad/ ho 
Die Integration der sich in diesen 14 Tagen verändernden Strah­
lung ergibt einen Gesamtwert von ca. 5000 rad, einen Wert , der 
für jeden Menschen tödlich wäre. Das heißt, derartigen Strahlungen 
ohne ausreichenden Schutz ausgeliefert zu sein, bedeutet, keine 
Überlebenschance zu haben. Dividiert man allerdings diese 
5000 rad durch 100, den Mindestschutzfaktor eines Schutzraumes, 
so bleiben lediglich noch die relativ ungefährlichen 50 rad über. 

Der hermetisch abgeschlossene Raum 
Alle bisher bekannten Waffenwirkungen, auch äußere Gefahren ge­
nannt, machen wegen ihrer direkten bzw. indirekten Folgen den 
hermetischen, gasdichten Abschluß eines jeden Schutzraumes er­
forderlich. Doch der Mensch im SdlUtzraum muß, um leben zu kön­
nen, regelmäßig atmen. 
Allgemein betrachtet, besteht der Atmungsvorgang darin, daß über 
die Atmungsorgane SauerstOff aus der eingeatmeten Luft in den 
Körper aufgenommen und Stoffwechselprodukte, in erster Linie 
Kohlendioxyd, auf dem gleichen Wege ausgeschieden werden. Die 
ausgeatmete Luft unterscheidet sich demgemäß recht beträchtlich 
von der eingeatmeten; denn der Sauerstoffgehalt nimmt ab, der 
Kohlendioxydgehalt zu. Darüber hinaus enthält die abgegebene 
Luft noch beträchtliche Mengen an Wasserdampf. Gleichzeitig gibt 

14 

der Mensch relativ große Mengen Wärme ab. Die Luft in einem her­
metisch abgeschlossenen Raum hat zu Beginn einer Belegung eine 
genau festliegende Zusammensetzung von normalerweise 
79,04 Vol% Stickstoff, 20,93 Vol% Sauerstoff und 0,03 VolOfo Koh­
lendioxyd. Sie hat ferner eine bestimmte Temperatur, die jahres­
zeitlich bedingt ist, und eine bestimmte relative LuftfeuchtB. Dieser 
Zustand ändert sich durch den permanenten Sauerstoffverbrauch 
und die kontinuierliche Abgabe von Kohlendioxyd, Wasser und 
Wärme. All dies geschieht unter bestimmten gesetzmäßigen Bedin­
gungen, so daß die Raumluftverhältnisse nicht nur meßbar, son­
dern für jeden beliebigen Zeitpunkt vorhersagbar sind. 

Art und Umfang des menschlichen Stoffwechsels hängen auch ab 
von der körperlichen Verfassung der Menschen, von ihrer Nah­
rungsaufnahme sowie von ihrer körperlichen Tätigkeit und ihrer 
psychischen Verfassung. Das hier besonders interessierende Ver­
hältnis von Sauerstoffverbrauc:h und Kohlendioxydabgabe hängt 
ausschließlich von der chemischen Zusammensetzung der im Kör­
per umgesetzten Nahrungsmittel ab. Für die Hauptbestandteile der 
Nahrung betragen diese Werte (Quotient) bei Kohlenhydraten 1,0, 
bei Eiweiß 0,8, bei Fett 0,7. Als Mittelwert unserer üblichen Misch­
nahrung kann 0,85 angenommen werden, d. h. für jeden verbrauch­
ten Liter Sauerstoff werden 0,85 Liter Kohlendioxyd ausgeschie­
den. Die absoluten Mengen von verbrauchtem Sauerstoff und ab­
gegebenem Kohlendioxyd nehmen mit wachsender körperlicher 
Betätigung stark zu. Ein Mensch, der körperlich schwer arbeitet, 
verbraucht mehr als die zehnfache Menge eines schlafenden Men­
schen. Dasselbe gilt für die COJ-, Wasser- und Wärmeabgabe. Aber 
auch bei Menschen in körperlicher Ruhe, wie etwa bei Schutzraum­
insassen, können diese Werte stark ansteigen, da durch die 
psychische Belastung ein stoffwechselfördernder geistiger Er­
regungszustand geschaffen wird. 

Die Sauerstoff- und KOhlensäurekonzentration eines Raumes mit 
einer festliegenden Personenzahl, womit gleichzeitig Gesamtsauer­
stoffverbrauch und Gesamtkohlendioxydabgabe festliegen, läßt sich 
unter der Annahme einer gleichartigen und gleichbleibenden 
Tätigkeit aller Insassen, was im Schutzraum der Fall ist, wie folgt 
errechnen: 

Die Konzentration von 01 zum Zeitpunkt t ist: 21 _ a~ t 100 

die Konzentration von COl zum Zeitpunkt t ist : .-E..:...! 100 
R 

hierbei bedeuten 

Tätigkeit 

Schlaf 

Ruhe (sitzend) 

leichte, 
körperliche 
Tätigkeit 

Schwerarbeit 

a der Sauerstoffverbraudl in m1/h 

b die KOhlensäureproduktion in m'h 
R Rauminhalt in m1 

t Zeit in Stunden 

21 der normalerweise in der Luft vorhan­
dene Sauerstoff in Vol%; des weiteren 
wird von einem Kohlendioxydanteil von 
0% ausgegangen, was annähernd rich­
tig ist. 

CO,- O,-Ver- Wlirm. Wasser-
Abgabe brauch Abgabe dampf-

(Ilmln) (Umln) (kcal/h) 
abgabe 

(g/h) 

0,15-0,2 0,18- 0,24 80-90 35-45 

0,3-0.4 0,35- 0,5 100-110 50-70 

0,5-0,7 0,6- 0,8 250-400 150-200 

2,0-3,0 2.4- 3,5 1200-1500 900-1100 

Obersicht über die COJ-Produktlon. den Ol-Verbrauch, die Wär-
me- und die Was.erdampfabgabe bel verschiedenen Tätigkeiten. 
Ganz exakte Werte lieBen sldl nur tur Jeweils einen bestimmten 
Menschen in einer konkreten Situation angeben. 

Tabelle 1 



Mit diesen Formeln und den Werten aus der Tabelle 1 lassen sich 
01- bzw. C01-Konzentrationen in Abhängigkeit von dem pro Person 
zur Verfügung stehenden Luftraum für jeden beliebigen Zeitpunkt 
errechnen. Die Ergebnisse einiger derartiger Berechnungen sind in 
Diagramm 1 dargestellt. 
Soll die möglidle Aufenthaltsdauer eines Mensdlen im unbelüfte­
ten, hermetisch abgeschlossenen Schutzraum ermittelt werden, so 
muß man sein Verhal ten in einer Atemluft mit erhöhtem GO,-Gehalt 
bei gleichzeitig vermindertem Sauerstoffgehalt berücksichtigen. Da 
das Verhalten unter derartigen Bedingungen von verschiedenen, 
auch individuel len Faktoren abhäng ig ist, lassen sich ganz exakte 
Angaben nicht machen. Es kann aber von folgenden Mittelwerten 
ausgegangen werden (Tabelle 2 und 3) : 

C02-Gefahr im Schutzraum 
Aus diesen Aufstellungen ist zu ersehen, daß die mögliche Aufent­
haltsdauer in hermetisd'! abgeschlossenen, unbelüfteten Räumen 
ausschließlidl von der Entwicklung der GOl-Konzentration abhän­
gig ist, d. h., die Kohlensäure-Konzentration hat schon eine gefähr­
liche Höhe erreicht, wenn der Sauerstoffgehalt der Raumluft noch 
lange ausreichend ist. 
Da gefährliche Konzent rationen schon nach wenigen Stunden auf­
treten, hat die durch Wärme- und Feuchtigkeitsabgabe der Insas­
sen bedingte weitere unangenehme Entwicklung des Raumklimas, 

(.;u2-Konzentration 

in Vol-Ofo 
4,0 

3,0 

/ 
1,0 mlfPers/ 

/ 
I 

/ , 

1 ,4mJ/Per~ 

/ 2,0 mJ/Pers. 

/ 
/ 

./ 
/ / 

/ / 
4,0 m3/Pers. 

/ / 
I / 

1,0 /'/ ./ 

I ' lC// 
Zeit in Siunden 

2 3 4 5 6 

Entwiddung des C02-Gehal tes im unbelülteten, hermetisch abgeschlossenen 
Raum unter der Annahme einer C02-Abgabe von 0,5 IIPers. min.lür verschie­
dene pro Person zur Verfügung stehende Rauminhalte 

Diagramm 1 

Auswirkungen von erhöhtem C01-Gehalt der Atemluft auf den 
Menschen 

CO,-Gehalt Wirkung 

0,03% normaler Gehalt der Luft 

0,5% zulässige maximale Arbeitsplatzkonzentration 
bei 8stündigem Arbeitstag 

0,5- 2,5% tagelang ohne besondere Auswirkung 
erträglich 

3,0% merklich verstärkte Atmung 

4,0% Druckgefühl im Kopf, Ohrensausen, 
Kopfschmerzen 

5,0% Verstärkung dieser Symptome, starke 
Vermehrung der Atmung, Ohnmachtsneigung 

5,5% notfall s vorübergehender Aufenthalt noch 
möglich 
äußerster Grenzwert für Schutzräume 

über 6,0%-8010 schon nach 112 bis 1 Stunde lebensgefährlich 
Bewußtlosigkei t 

über 8% Atemsti1lstand unter Cyanose, Tod 

Tabelle 2 

Auswirkungen von vermindertem Sauersloffgehalt der Atemluft 
auf den Menschen 

O,-Gehalt 

21% 

19% 

17% 

15% 

13% 

9-10% 

darunter 

Tabelle 3 

Wirkung 

normaler Gehalt in der Luft 

ke inerlei Auswirkung 

Arbeit noch ohne weiteres möglich 

Grenze der Verridltung leichter Arbeit 

Beginn von Stö rungen 

unterste Grenze bei völliger Ruhe 

Kollaps 

welches außerdem durch die zusätzlich enthaltenen aber nicht 
meßbaren Ried'!- und Ekelstoffe noch verschlechtert wird, keinen 
Einfluß auf die Aufenthaltsdauer im unbelüfteten Schutzraum. Die 
Tatsache, daß gefährl ich hohe COl-Konzentrationen auftreten , 
lange bevor der sinkende Sauerstoffgehalt gefährliche Ausmaße 
angenommen hat, verhindert von vornherein eine mögliche Ver­
längerung der Aufenthaltsdauer durch die Bevorratung von Sauer­
stoff in flüssiger, gasförmiger oder chemisch gebundener Form. 
Eine Sauerstoffbevorratung wäre nur dann sinnvoll und nützlich, 
wenn es gelingen würde, entsprechende Kohlendioxydmengen der 
Raumluft zu entziehen. Technisch ist dies ohne weiteres möglich. 
Es wird zum Beispiel in jedem U-Boot praktiziert. Für die Anwen­
dung in einem Schutzraum sind die bekannten Verfahren der 
chemischen Bindung von GOl jedoch nicht anwendbar, da die ertor­
derlidlen Materialien über längere Zeiträume nicht nutzungsbereit 
gelagert werden können und weil der bei allen Verfahren ent­
stehende große Wärmeanfall nur durch Kühleinrichtungen , die 
wiederum großer Energien bedürften, beseitigt werden könnte. 

Nadl dem oben Gesagten muß ein Schutzraum, in dem pro Person 
ein Luftraum von 1,4 m1 zur Verfügung steht - was der Mindest­
forderung der "Bautechnischen Grundsätze" entspricht -, nach 
spätestens drei Stunden verlassen werden, da dann eine COl­
Konzentration von 4,5% entstanden ist. Es muß aber ein Dauer­
aufenthalt von mindestens 14 Tagen möglich sein. Das bedeutet, 
daß ein hermetisch abgeschlossener, unbelüfteter Raum nicht den 
Mindestanforderungen, die heute an einen Sdlutzraum gestellt 
werden müssen, entspricht. 

Daueraufenthal t - nur mit künstlicher Lüftung 
In Sdlutzräumen, die einen längeren Aufenthalt ermöglichen sol­
len, muß eine ständige Luftzufuhr und eine ständige Beseitigung 
der verbrauchten Luft gewährleistet sein. Schutzräume müssen be­
und entlüftet werden. Eine Lüftungsanlage muß soviel Frischluft, 
die frei von schädlichen Beimengungen ist, in das Schutzraum­
innere bringen, daß - neben anderen noch zu erläuternden Krite­
rien - der COl-Gehalt über längereZeiträume in erträglichen Gren­
zen gehalten werden kann. Diese Grenze wurde unter Berücksich­
tigung eines gewissen Sicherheitszuschlages auf 2% GOl-Gehalt 
festgelegt. Dadurch wird der Sauerstoffgehalt gleichzeitig auf 
knapp 19% gehalten. 

Oie GOl-Konzentration belüfteter Schutzräume läßt sich nun nach 
folgender Formel berechnen , wobei vorausgesetzt wird , daß eine 
schnelle Mischung der im Raum vorhandenen Altluft mit der zuge­
führten Frischluft erfolgt, was durch entsprechende Luftführung zu 
erreichen ist: 

a ~ 
Die Konzentration von COl zur Zeit t ist : L ·100 (l-e - A . t) 

Hierbei bedeuten a 
L 

die produzierte C02-Menge in mJ/h 
die Frischluftzufuhr in mJ/h 

t die Zeit in Stunden 
R Rauminhalt in mJ 

Bei einer hinreichend langen Zeitdauer (t = (0) vereinfacht sich 
a 

die Formel auf Konz. GOl (t) = L · 100 

das heißt, für die sich bei jeder Zuluftrate einstellende Endkonzen­
tration ist die Raumgröße völlig unwesentlich. Im belüfteten Schutz-

15 



raum hat die Raumgröße lediglich einen Einfluß auf den Zeitpunkt, 
zu dem die Höchstkonzentration von C02 erreicht wird (s. Dia­
gramm 2) . 
Geht man in obiger Formel mit den Annahmen einer maximalen 
C02-Konzentration von 2% und einer mittleren C02-Produktion von 
0,4 I pro Person und Minute aus, so ergibt sich eine Mindestfrisch­
luftzufuhr von 20 I/Pers. und Minute. 
Eine Frischluftzufuhr von 20 J/Pers.lMin . schließt also jede Gefähr­
dung der Schutzrauminsassen durch zu hohe Kohlensäurekonzen­
tration und zu geringen Sauerstoffgehalt aus. Die im Bereich der 
Bundesrepublik für den Bau von Schutzräumen geltenden tech­
nischen Bestimmungen, die "Bautechnischen Grundsätze für 
Schutzraumbauten" , schreiben sogar eine Mindestluftrate von 
30 I/Pers.lMin. vor. 
Da in dieser Luftrate nodlmals ein 50%iger Sicherheitszuschlag 
enthalten ist, ist von der C02-Gefährdung her eine Überbelegung 
des Schutzraumes bis annähernd zur Verdoppelung des ursprüng­
lichen Fassungsvermögens hin möglich. Mit der bei einer Doppel­
belegung nodl pro Person und Minute vorhandenen Frischluft­
zufuhr von 15 I ergibt sich eine maximale C01-Konzentration von 
2,7%, die immer noch ungefährlich ist. 

Die Wärmeableitung 
Es muß nun noch untersucht werden, ob obige Luft rate auch aus­
reicht , um die anderen, von den Insassen abgegebenen Stoffwedl­
selprodukte, also Wasserdampf und Wärme, in ausreidlendem 

C01-Konzenlralion 
In Vol-Ofo 

3,0 

2,0 

1,0 

G02-Abgabe: 0,4 I/ Pers. min 
Lullrate : 2OJlPers. min, 

Luftraum : 1,4 m'/Pers 

Luftraum : 3 m'/Pers 

- - - -:..:: :::.::.. --= ==-~---

---- GOl-Abgabe 0,4 I/ Pers. min , 
~ 

4 ---- Luftrate 30 IIPers. mln. z --/ Zeit in Stunden 

2 3 4 5 6 7 8 9 
Entwicklung des GOl·Gehaltes Im behJfteten Schutz raum bei verschiedenen Frisch­
tuttraten und verschiedenem Rauminhalt 

Diagramm 2 

Maße abzuführen. Als mittlere Wärmeabgabe kann dabei von etwa 
100-120 kcal/h und Person ausgegangen werden, während die 
stündliche Wasserdampfabgabe mindestens 50 g/Person beträgt. 
Eine Frischluftzufuhr von 30 I pro Person und Minute ergibt 
1,8 m) pro Person und Stunde. Diese Luftrate ist in keinem Fall 
ausreidlend, um die anfallende Wärme abzuführen. Selbst unter 
günstigen Voraussetzungen, d. h., wenn in der kalten Jahreszeit ein 
relativ großer Temperaturuntersdlied zwischen Innen- und Außen­
luft vorhanden ist, können z. B. bei 100 C und 70% relativer Luft­
feuchte draußen und einer Temperatur von 25° C drinnen bei 
loo%iger relativer Feuchte lediglich etwa 20 kcal/h abgeführt wer­
den. In der warmen Jahreszeit sind die Verhältnisse noch wesent­
lich ungünstiger, da dann bei entsprechend höherer Außentempe­
ratur selbst bei Werten von 30° C und loo%iger Feudlte lediglich 
noch knapp 10 kcal/h abgeführt werden können. Hier muß "odl 
darauf hingewiesen werden, daß der letztere Raumluftzustand 
schon als unerträglich empfunden wird und für kreislaufschwache 
Menschen bereits lebensbedrohend sein kann. 

Die nidlt mit der Luft nach draußen abgeführte Wärme wird nach 
physikalischen Gesetzmäßigkeiten von den Umfassungsbauteilen 
des Schutzraumes aufgenommen und unter Umständen nach drau­
ßen abgeleitet. Die Wärmeaufnahme der Umfassungsbauteile läßt 
sich näherungsweise wie folgt erredmen : 
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Bei einer lichten Höhe von 2,3 m und einer Grundflädle von 
06 m1 sind pro Schutzrauminsasse etwa 2,5-3,0 m1 Wände und 
Decken vorhanden. Bei einer durchschnittlichen Dicke dieser Bau­
teile von 0,3 m beträgt die zur Wärmeaufnahme heranziehbare 
Betonmasse 0,75-0,9 m1 , was etwa 1,6-2,0 t Stahlbeton ent­
spricht. 

Legt man eine spezifische Wärme von 0,22 und eine durchschnitt­
liche Erhöhung der Temperatur der gesamten Betonmasse um 
10 C zugrunde, ergibt sich ein Wärmeaufnahmevermögen von 
3500-4400 kcal Person. Das entspricht der gesamten Wärme­
abgabe eines Insassen in 30-36 Stunden. Von dieser günstigen 
Rechnung müssen allerdings einige Abstriche gemacht werden, da 
innerhalb der Betonwände ein Temperaturgefälle von der erwärm­
ten Innenseite nach draußen eintreten wird, wobei sich die innere 
Oberflächentemperatur mit zunehmender Zeit immer stärker er­
höhen wird. Außerdem kann diese Rechnung dann nicht angestellt 
werden, bzw. nur für die erdberührten Außenwände, wenn der 
Schutzraum einen seiner speziellen Schutzzwecke, den Schutz 
gegen draußen herrschende hohe Temperaturen, übernehmen muß. 
Dasselbe gilt für die ansonsten noch günstig in Rechnung zu stei­
lende Transmission der Wärme nach draußen. Von den zwei hier 
möglichen Fällen, nämlich in der Reihenfolge: Sdlutzraum, Beton­
wand, Nebenraum oder Sdlutzraum, Betonwand, umgebendes Erd­
reich, kann nur der zweite Fall betrachtet werden. Pro Person ste­
hen dann noch ca. 1,5 m2 Wandfläche zur Verfügung, da bei der 
Masse aller Schutzräume hödlstens die Hälfte aller Umfassungs­
bauteile erdberührt sein dürfte (zwei Wände und der Fußboden). 
Bei Außensdlutzräumen liegen die Verhältnisse allerdings wesent­
lich günstiger. Die abgeführte Wärme errechnet sidl dann bei 
einem K-Wert (Wärmedurchgangszahl) von 1,0 und einer Tempe­
raturdifferenz vom Rauminneren zum umgebenden Erdreich von 
15 Grad, auf ca. 20 kcal/h und Person. Es ist also für den Schutz­
raum von besonderer Bedeutung, daß einmal ein möglichst großer 
Teil der Umfassungsbauteile erdberührt ist, weshalb auch anein­
andergebaute Schutzräume sich mit höchstens der Hälfte ihrer Um­
fassungsbauteile berühren dürfen, und zum anderen, daß nichts 
getan wird, was die Wärmeableitung ins umgebende Erdreich be­
hindert. Deshalb dürfen auf keinen Fall irgendwelche Isolierungen 
an den Umfassungsbauteilen angebracht werden, und deshalb ist 
auch das Verputzen bzw. Verkleiden der Schutzraumwände und 
-decken verboten. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden: Beim Vorliegen gün­
stiger Umstände, d. h. beim Fehlen extremer äußerer Wärme­
belastung, können etwa 20% der auftretenden Wärme durch die 
Lüftung abgeführt werden. Weitere 20% werden an das umgebende 
Erdreidl abgeführt, wenn mindestens die Hälfte der Schutzraum­
umfassungsbauteile erdberührt sind. Das Wärmeaufnahmever­
mögen der Schutzraumdecken und -wände selbst ist so groß, daß 
es die restliche Wärme von mindestens zwei Tagen aufnehmen 
kann. 
Daraus ist zu folgern, daß eine Luftrate von 30 I pro Person und 
Minute den Schutzrauminsassen 48 Std. lang erträgliche Tempe­
raturbedingungen bringt. Da aber ein Aufenthalt von mindestens 
14 Tagen erforderlich sein kann, muß entweder die Luftrate erhöht 
oder es müssen entsprechende Kühleinrichtungen vorgesehen wer­
den. Kühleinrichtungen erfordern aber einen zusätzlichen und 
relativ großen Energieaufwand, der den Einbau von Notstrom­
aggregaten mit allen Konsequenzen erfordern würde; eine Möglich­
keit, die für Hausschutzräume aus Kostengründen von vornherein 
ausscheidet. Bei sonst gleichen Bedingungen ergibt auch die Ver­
größerung der Luftrate einen erhÖhten Energiebedarf. Mit der Luft­
rate von 30 I pro Person und Minute, die bisher ständig zugrunde 
gelegt wurde, war jedoch eine Luft gemeint, die frei von schäd­
lichen Beimengungen aller Art ist, eine Luft , die, bevor sie in das 
Schutzrauminnere gelangt, über entsprechende Filteranlagen ge­
führt wird. Dabei sind bestimmte, von der Filterart abhängige Strö­
mungswiderstände zu überwinden. 

Falls es nun möglich wäre, die Luft in ihrem ursprünglichen Zu­
stand unter Umgehung des Filters direkt anzusaugen, so würde 
sich die angesaugte Luftrate ohne Erhöhung der aufzuwendenden 
Energie vergrößern. Eine Erhöhung der Luftrate durch Vermehrung 
des Kraftaufwandes scheidet deshalb aus, weil die einzige Ener­
gieart im Schutzrauminneren, die mit Sicherheit zur Verfügung 



stehl, in dem Arbeitsvermögen der Insassen beslehl und dieses 
Arbeitsvermögen begrenzt ist. 
Aus später noch zu erläuternden Gründen kommt als Filter für 
Hausschutzräume praktisch nur ein Grobsandfitter in Frage, das 
einen beträchtlichen Durchflußwiderstand hat. Wird nun bei der 
Luftansaugung dieses Filter umgangen, erhöht sich die Förder­
leistung des Lüfters bei gleichem Energieaufwand auf das Fünf­
fache, so daß nunmehr 150 I pro Person und Minute gefördert wer­
den können. 150 I pro Person und Minute sind 9 m1 pro Person und 
Stunde. Diese Rate gewährleistet einen mehr als sechsfachen Luft­
wechsel pro Stunde, wodurch der Schutzraum so kräftig gespült 
wird , daß bereits nach einer knappen Stunde der Altluftanteil unter 
3% liegt. Auch Wärme und Wasserdampfabführung machen dann 
keinerlei Schwierigkeiten mehr. Bei dieser luftrate ist im Schutz­
raum ein zeitlich unbegrenzter Aufenthalt möglich. 

Dauer des Schutzluftfalles 
Es ist nun noch die Frage zu beantworten, ob Fälle auftreten kön­
nen, in denen aufgrund äußerer Gefahren länger als 48 Std . un­
unterbrochen Schutzluft angesaugt werden muß. 
Gefiltert muß die luft dann werden, wenn nach Detonationen aller 
Art Gebäude zusammenstürzen und die luft mit Staubteilchen ge­
sättigt ist. Dieser Zustand kann sdllimmstenfalls einige Stunden 
anhalten. Die Luft muß weiter gefiltert werden, wenn radioaktiv 
strahlende Teilchen (Fall Out) niedergehen. Die Zeitdauer dieses 
Vorganges ist auf höchstens 12 Std. begrenzt. Ist der Staub einmal 
niedergegangen und hat sich abgesetzt, ist eine Filterung der luft 
nicht mehr erforderlich. Es kann weiterhin eine Filterung gegen 

Die Errichtung von Schutzräumen gesdlieht anhand von tech­
nischen Vorschriften, die jeweils vom Bundesministerium für 
Städtebau und Wohnungswesen herausgegeben werden. Die 
bekannteste dieser Vorsdlriften sind die "Bautechnischen Grund­
sätze für Hausschutzräume des Grundschutzes" in der Fassung 
vom April 1969. Darin sind auch die wesentlichsten Anforderun­
gen enthalten, die an die lüftung von Hausschutzräumen zu stei­
len sind. Wegen der besonderen Bedeutung der lufttechnisd1en 
Einrid1tung von Sd1utzräumen hat das Bundesministerium für 
Städtebau und Wohnungswesen im Einvernehmen mit dem Bun­
desinnenministerium und dem Bundesschatzministerium auch die 
"Technischen Grundsätze für Ausführung, Prüfung und Abnahme 
von lüftungsted1nischen Bauelementen in Schutzräumen " in der 
Fassung vom September 1969 herausgegeben. Diese Grundsätze, 
denen ausführliche Erläuterungen von Ministerialrat leutz aus 
dem federführenden Ministerium über lüftungsanlagen in Schutz-
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biologische Kampfmittel und chemische Kampfstoffe erforderlidl 
werden. Diese sind nur gefährlich, wenn sie in entsprechenden 
Konzentrationen vorhanden sind, wobei das Herstellen und Auf­
rechterhalten bestimmter Konzentrationen mit kriegsmäßigen Mit­
teln über längere Zeiträume kaum möglidl ist. Diese Kampfstoffe 
unterliegen einem relativ raschen Abbau durch sämtliche Witte­
rungseinflüsse. Ihretwegen dürfte die Aufrechterhaltung des Fi lter­
betriebes höchstens 24 Std , lang erforderlich sein . Schließlich hat 
das Filter die Aufgabe, erhitzte Außenluft entsprechend abzuküh­
len. Die Gefahr länger anhaltender hoher Temperaturen über dem 
Schutzraum besteht insbesondere bei Flächenbränden, so daß hier­
bei ein noch längerer Schutzluftbetrieb erforderlich werden könnte. 
Erhitzte Außenluft kann über längere Zeiträume nur dann auftreten , 
wenn unmittelbar über dem Schutzraum zur gleichen Zeit hohe 
Wärmemengen abgebende Brände herrschen . Unter diesen Um­
ständen dürfte aber nach spätestens 48 Std . das Vermögen der 
Schutzraumumfassungsbauteile erschöpft sein, den Durchgang von 
Wärme von außen nach innen zu verhindern, Darüber hinaus kann 
bei entsprechender Anlage der Frischluftansaugöffnungen die Ge­
fahr, erhitzte Außen luft direkt anzusaugen, weitgehend vermieden 
werden. 
Von Ausnahmefällen abgesehen, ist also ein Schutzluftbetrieb von 
höchstens 48 Std . Dauer als voll ausreichend anzusehen. Die luft­
raten von 30 I pro Person und Minute im SchutzluftfalJ bzw. von 
150 I pro Person und Minute im Normalluftfall, wie sie von den 
"Bautechnischen Grundsätzen " gefordert werden, sind somit unter 
den gegebenen Möglichkeiten ausreichend . 

Fortsetzu ng im nächsten Heft 

räumen vorangestell t sind, enthalten zunächst Ausführungen über 
die Zweckbestimmung und die technischen Forderungen an 
lüftungstechnische Bauelemente. Danach folgen präzise Anwei­
sungen über die Ausführung derartiger Anlagen, untergliedert 
nach luftförderern, Elektromotoren, Armaturen und Meßgeräten, 
Staubfiltern, Sandfiltern, Raumfiltern, lufterwärmern und -kühlern, 
Rohrleitungen und Kanälen für luftführung, Korrosionsschutz so­
wie Erschütterungssdlutz. Dann folgen Hinweise über die Typen­
prüfung und schließlid1 werden auch Bauabnahme und Funktions­
prüfung der eingebauten Bauelemente erläutert. 

Der Geltungsbereich dieser Vorschrift umfaßt den gesamten 
Schutzbaubereich, also sowohl Hausschutzräume als auch Groß­
schutz räume aller Art. 

Erschienen sind diese "Technischen Grundsätze" als Band 24 
der Schriftenreihe Zivilschutz, Osang Verlag, Bad Honnef. 
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Gute Pllege 

gibt Sicherheit 

Die Fangleine ein wichtiges Gerät 

Bereitet sich ein Bergsteiger auf eine Berg­
tour vor, ist es auffallend, wie sorgfältig er 
sein Kletterseil behandelt. " Sorgfältig" ist 
vielleicht nicht der richtige Ausdruck , 
"liebevoll" könnte man schon eher sagen, 
denn dieses Ausrüstungsstück bedeutet 
ihm mehr als Geräte, wie Hammer, Berg­
nägel, ösen. Es ist Arbeits- und zugleich 
auch Rettungsgerät. 
Beobadltet man dagegen einen Helfer des 
Katastrophenschutzes bei seinen Vorberei­
tungen auf einen Einsatz, muß man schon 
sehr genau hinsehen, um festzustellen, daß 
zu seiner Ausrüstung etwas Ähnliches ge­
hört, nämlich die Fangleine. Sie nimmt sich 
unter dem vielfältigen Gerät - Meißel -
Säge - Fäustel usw. - des Rettungshelfers 
fast unsdleinbar aus und wird gern etwas 
stiefmütterlich behandelt. 

Anders ist es bei den Bergsteigern. Jeder 
von ihnen hat schon einmal am Seil gehan­
gen, ihm vertrauen müssen. Und jeder hat 
schon einmal einen Bergkameraden absei­
len müssen. Deshalb wissen sie das Klet­
terseil zu schätzen. 

Wie aber sieht der Ernstfall-Einsatz eines 
Rettungshelfers aus? Selten wird er sofort 
bis an die Wand vordringen können, hinter 
der Verschüttete auf Rettung warten. Der 
Weg dorthin wird meistens sehr beschwer­
lich und voller Gefahren für den Helfer sein . 
Das Gebäude ist ihm unbekannt, und kein 
Ausbilder steht dabei und kann ihn vor 
Fehlern bewahren. 

Es ist selbstverständlich, daß eine Übungs­
anlage so gebaut ist, daß Unfälle aus­
geschlossen sind. Dadurch entsteht jedoch 
die Gefahr, daß die Beachtung des eigenen 
Schutzes in den Hintergrund tritt und die 
eigenen Sicherungsmaßnahmen oft nur an­
gedeutet und nicht ernst genommen wer­
den. 
Obgleich Ausbilder und Helfer die Vor­
schrift kennen, daß die Fangleine stets 
nach Gebrauch überprüft werden muß, set­
zen sie sich oft gleichgültig über diese Vor-
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schrift hinweg, ohne sich zu vergegenwärti­
gen, welche schwerwiegenden Folgen aus 
solcher Nachlässigkeit entstehen können. 

Überprüfung der Fangle ine 
Ob eine Fangleine noch die vorgeschrie­
bene Höchstbelastung von 150 kg aushält, 
läßt sich auf verschiedene Arten prüfen. Es 
gibt dafür besonders konstruierte Leinen­
prüfgeräte. Im Prinzip sind sie nichts ande­
res als ein kleiner Flaschenzug mit einer 
Federwaage. Die Fangleine wird mit dem 
Flaschenzug so lange gespannt, bis die 
Waage 150 kg anzeigt. In den zwei Minu­
ten, während die Leine gespannt sein muß, 

wird sie Zentimeter für Zentimeter auf 
AbriebsteJlen hin geprüft. 
Dieses FangleinenprOfgerät besitzt jedoch 
nicht jeder Helfer und auch nicht jede Aus­
bitdungsstelle. Hier gibt es eine Möglich­
keit, behelfsmäßig eine Fangleine mit ca. 
150 kg zu belasten. Man befestigt 80 cm 
über dem Boden eine Arbeitsleine oder 
einen Schlauchhalter an einem Pfosten 
oder Baum. Durch eine Schlinge, die man 
gelegt hat, wird der Holzknebel der Fang­
leine gesteckt und diese ausgelegt. Durch 
das gespleißte Auge am anderen Ende der 
20 m langen Fangleine wird eine Brech­
stange geschoben. Man spannt die Fang­
leine leicht und rammt die Brechstange in 



die Erde. Zwei Helfer sind nötig, um die 
Leine so stark zu spannen, daß die Bredl­
stange nidlt mehr senkrecht steht, sondern 
um 450 geneigt ist (Abb. 1). Bei d ieser Deh­
nung tritt eine Belastung von ungefähr 
150 kg auf. Zwei Minuten wird die Fang­
leine so gespannt gehalten und die Zeit be­
nutzt, sie sorgfältig abzufühlen, ob keine 
besdlädigte Stelle vorhanden ist Wenn 
man sie so durch die Hand gleiten läßt. 
merkt man auch, ob die Fangleine sauber 
ist. Sand oder 01 sind die größten Feinde 
einer Fangleine. 

Ist sie sauber und hat sie die Belastungs­
probe bestanden, soll sie vorschriftsmäßig 
verpackt werden. Zu jeder Leine gehört ein 
LeinenbeuteL Innen an seinem Boden be­
findet sich eine Metallöse ; hierdurch wird 
das Auge gezogen. Dann wird die Fang­
leine ungefähr zwanzigzentimeterweise in 
dem Beutel verpackt (Abb. 2). Dadurch legt 
sich Lage auf Lage übereinander. Das 
andere Ende mit dem HOlzknebel wird 
unter die Ledersdllaufe, die sidl an der 
Innenseite der Klappe befindet, geschoben. 
So ist die Fangleine vorschriftsmäßig auf­
bewahrt. Selbstverständlich darf man sie 
nicht an einem feuchten Ort lagern. 

Ist die Fangleine so verpackt, läßt sie sich 
mit ein wenig Übung , wenn man den Beutel 
geöffnet und den Knebel aus der Lasche 
gezogen hat, mit dem Beutel gezielt un­
gefähr 10-12 m weit werfen. Das eine Lei­
nenende behält der Werfer in der Hand, 
während der Beutel seinem Ziel entgegen­
fliegt und die Fangleine aus ihm heraus­
gleitet. So ist es möglidl, einem Helfer. der 
im ersten oder zweiten Stock steht, die 
Leine zuzuwerfen. 

Abb.3 

Wie sichert man sich mit der 
Fangleine? 
Vor dem Eindringen in unbekannte Räume 
wird der Brustbund angelegt (Abb. 3) . Er 
sichert den vorangehenden Helfer, so daß 
er, falls er abstürzen sollte, abgefangen 
wird. Der Brustbund stellt außerdem. wenn 
der sichernde Helfer die Leine stets leld11 
straff hält, eine ständige Verbindung mit 
dem Vorgehenden dar. Durch Ziehen in be­
stimmten Abständen an der Leine können 
sich beide verständigen. Sollte der vor­
gehende Helfer ohnmächtig werden oder 
selbst in Not geraten, dient die Fangleine 
als Wegweiser für die zu Hilfe Kommenden. 
Zum Abseilen aus Höhen oder zum Hoch­
ziehen aus Tiefen eignet sidl jedoch der 
Brustbund nidlt. Hängt man in ihm, schnei­
det er stark in den Adlselhöhlen ein. In die­
sen Fällen wird die Sitzschlinge ange­
wandt, denn hier liegt das gesamte Ge­
wicht des Körpers in den Schlingen , die um 
das Gesäß gelegt sind (Abb. 4). 

Wer das erste Mal in solch einer Sitz­
schlinge hängt, wird sich nicht gerade wohl 
fühlen. Hat man aber öfter damit geübt, ge­
wöhnt man sich daran und kann sich ohne 
allzu große Mühe aus Höhen abseilen. 

Und vielleicht wird der Helfer, wenn er wie­
der einmal zwischen Himmel und Erde an 
einer Hauswand hängt, an seine Sicherheit 
denken und seine Fangleine in Zukunft 
sorgfältiger behandeln. H. Scheffler 

Abb.4 

Abb.2 
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--
ser und Flutkatastrophen 

an den Meeresküsten - Ursachen, 
Entstehung, Ausmaß, Folgen 
und Bekämpfungsmaßnahmen 

Von Dipl.-Ing. Wolfram Such 

111. Teil und Schluß 

Konstruktionsmängel an Deichen 

Ursache von Zerstörungen und Deichbrüchen waren 
bei der Sturmflutkatastrophe im Februar 1962 sehr ' 
häufig Mängel in der Konstruktion der Deiche, die 
teilweise vor vielen Jahren errichtet und seitdem 
immer wieder verstärkt und ausgebessert orden 
sind. 
Oft war die Neigung der Böschunge u atell- Die zu 
steile Außenböschung führ zu einem besonders 
hohen Auflaufen von Welle und Brandung. Bai zu 
steilen Innenböschungen tra "el Oberströmung 
Ausspülungen durch das abrinn de Wasser ein, die 
Deiche wurden von rückwärts zerstört. In vielen Fällen 
war auch das zum Bau der Deiche verwendete Ma­
terial nicht genügend widerstandsfähig, der Gras­
bewuchs schützte den aus Marschboden aufgebauten 
Deich nur unvollkommen gegen die anstürmenden 
Wellen~ 

Auf diesen Erkenntnissen aufbauend und auf Grund 
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von Versuchen an " Modelldeichen" in 'den Wasser­
baulaboratorien wurden Deichquerschnille entwickelt, 
bei denen die Nachteile der bisherigen Deichformen 
vermieden und ein ho es Maß an Sicherheit gewähr­
leistet ist. Die Abbild 20 zeigt einen solchen mo­
dernen Deichquerachnill. 

Die wasserseitig8 Böschung und die Krone dIeses 
aus aufgespültem Sand aufgebauten DeIches sind 
durch einen Asphallbetonbelag gegen Wallenscblag 
geschützt, der über die Krone hinweg noch ein Stück 
auf der Binnenböschung heruntergeführt wird, damit 
auch eventuell überlaufende Wellen keine Angriffs­
fläche finden. 

Die Böschungen wurden sebr flach angeregt, um an 
der AuBenseite den Wellenauflauf zu vermindern und 
an der Innenseite Ausspülungen und Rutschungen 
durch überströmendes WalSer zu verhindern. Der 
Deichkörper wird wirksam zur Innenseite entwä ... rt, 
um dessen Zerstörung von innen her durch #Al'-

., 



weichen zu begegnen. Zur Anfuhr und Lagerung von Material zur 
Deichverteidigung wurde eine 6,0 m breite befestigte Straße so­
wie ein 1,SO m breiter Lagerstreifen angelegt. Eine sehr wesent­
liche Lehre der Februarsturmflut ist nämlich, daß wegen fehlender 
Deichlängswege oder deren völlig ungenügender Befestigung die 
Einsatzkräfte mit modernem Gerät und Deichsicherungsmaterial 
oft nicht rechtzeitig an die von Deichbrüchen gefährdeten Stellen 
herankommen konnten. 

Mangelhafte Deichunterhaltung 
Die Februarkatastrophe und frühere Sturmfluten haben gezeigt, 
daß wenig oder mangelhaft unterhaltene Deiche besonders ge­
fährdet sind. Erster Ansatzpunkt für Beschädigungen war in der 
Regel eine ungenügend gepflegte Grasnarbe. Von früheren 
Sturmfluten liegengebliebenes Treib- und Schwemmgut hatte in 
vielen Fällen den Rasen darunter erstickt, so daß sich Ungeziefer 
ansiedelte. Solche Deichflächen boten dem Wellenschlag eine 
Angriffsfläche. In gleicher Weise wirkten Zäune, Treppen und 
andere Aufbauten, besonders aber auch Trampelpfade und Fahr­
spuren, wo die Grasnarbe zerstört war. Auch die Bepflanzung mit 
Bäumen und Sträuchern wirkte sich katastrophal aus und führte 
an vielen Stellen zu Deichbrüchen. Bei Sturm werden die Bäume 
stark gerüttelt, der Deichboden lockert sich und rutscht häufig 
im Wurzelbereich ab. Trittspuren von Weidevieh, Wühlgänge von 
Maulwürfen, Feldmäusen, Bisamratten und Kaninchen sowie Füch­
sen bilden weitere Ausgangspunkte für folgenschwere Zerstörun­
gen am Deichkörper. 

Diese können nur wirksam verhindert werden, wenn die Deiche 
mit der gebotenen Sorgfalt gepflegt werden. Das Gras muß lau­
fend gemäht und durch Beweldung kurz gehalten werden, nur so 
erhält es die erforderliche Widerstandsfähigkeit gegen Wasser­
und Wellenangrlff. 

Zerstörung durch Bauwerke am Deich 
Als besondere Gefahrenstellen haben sich Wohnhäuser, Stall ge­
bäude und Schuppen unmittelbar im oder am Deich herausgestellt. 
Sie zeigten vorwiegend im Bereich von Städten und Dörfern ihren 
verhängnisvollen Einfluß. Bauwerke schwächen den Deichkörper, 
häufig ist der Deich hier mit besonders steiler Böschung ange­
legt. Häuser unmittelbar am Deich bringen darüber hinaus eine 
zusätzliche Beanspruchung des Deichkörpers durch die Hausbe­
wohner mit sich, indem Trampelpfade, Treppen, Zäune und 
Bänke u. a. m. angelegt oder aufgestellt werden. Wo eine Be­
seitigung der Gebäude vom Deich ausscheidet, müssen die vor­
handenen Deiche entweder - wie in Abbildung 21 dargestellt -
durch AnschüUung an den alten Deichkörper oder - wie die 
Abbildung 22 zeigt - durch den Bau von Stützmauern innerhalb 
des alten Deichkörpers erhöht und verstärkt werden. 

Küstenschutz durch Landgewinnung 
In den Bereichen, in denen außen vor dem Hauptdeich noch ein 
Streifen Land vorhanden ist, der nicht ständig überflutet wird 
(Vorland) , haben sich weit weniger Schäden gezeigt als bei den 
Deichen , die unmittelbar den Wellen und der Brandung ausge­
setzt sind (Schardeiche) . Je breiter das Vorland ist, um so we­
niger können die Wellen auflaufen, kann die Brandung ihre zer­
störende Kraft entfalten. Deshalb kommt der Landgewinnung vor 
scharliegenden Deidlen besondere Bedeutung zu . Die Abbildung 
23 zeigt das Vorland vor einem neu angelegten Küstenschutz­
deich und seine Sicherung durch niedrigere Sommerdeiche (z. B. 
auf der linken Seite vom Fluß) sowie die Anlegung von Stein­
dämmen (Buhnen) im Vorland (z. B. auf der rechten Seite vom 
Fluß) . Zwisdlen diesen setzt sich der vom Gezeitenstrom aus 
dem Wattenmeer mitgeführte feine Schlamm ab, wodurch es auf 
natürlichem Wege zu einer weiteren Erhöhung und Verbreiterung 
des Vorlandes kommt. In der Abbildung 24 ist der Querschnitt 
durch ein solches Anlandungsbauwerk dargestellt , das in seinem 
Kern aus Wattboden besteht. Es ist durch Fledltwerk, Stroh, so­
wie zusätzlich durch Holzpfähle und als oberer Abschluß mit 
einer Steinschüttung gesichert. Die Landgewinung im Vorland 
der Küstenschutzdeiche stellt ein wirksames Mittel zu ihrer Er­
haltung dar. Das gilt vor allem dort. wo die Orkanwinde nahezu 

senkrecht auf den Deich treffen können . Eine Erkenntnis der 
Februarsturmflut 1962 besagt, daß bei einer Vorlandbreite von 
200 m die größte Wellenhöhe am Deidl um rund 1 m niedriger sein 
wird als bei einem scharliegenden Deidl, also ohne sdlützendes 
Vorland. 

Zweite Deichlinie 
In besonders gefährdeten, tief gelegenen Küstenabschnitten oder 
in Bereichen stärkerer Besiedlung soll nach Schaffung eines ge­
nügend breiten Vorlandes die ursprünglidle Deichlinie, die oft 
unmittelbar an der vorhandenen Bebauung entlang verläuft und 
deshalb besonderen Gefahren ausgesetzt ist, durch eine neue, 
vorverlegte Deichlinie ergänzt werden , die unbehindert durch 
Gebäude u. a. m. zügig geführt werden kann . Sie wird deshalb 
oft kürzer als der alte Deich und bildet dann künftig die Haupt­
deichlinie, während der zurückliegende alte Deich zur 2. Deich­
linie wird, die ihre Bedeutung für den Fall eines Bruches im 
neuen Deidl behält (siehe Abbildung 23) . Voraussetzung hierfür 
ist jedoch, daß der alte Deich nach wie vor gepflegt wird, damit 
seine Abwehrtähigkeit voll erhalten bleibt. 

Schutzwall vor der deutschen Küste 
Die vor der deutschen Nordseeküste liegenden Nord- und Ost­
friesisdlen Inseln bilden die Wellenbredler für das hinter ihnen 
liegende, von Deidlen geschützte Festland. Während die Sdlles­
wig-Holstein vorgelagerten Nordfriesisdlen Inseln früher einen 
Teil des Festlandes bildeten und erst vor verhältnismäßig kurzer 
Zeit als Rest des im Meer versunkenen Landes stehengeblieben 
sind, wurden die der holländischen und niedersächsisdlen Küste 
vorgelagerten West- und Ostfriesischen Inseln vom Meer am 
Rande der Watten angeschwemmt. 

Die Inseln sind dem Ansturm des Meeres besonders ausgesetzt. 
Während es an bestimmten Stellen durch Sandströmungen Land 
aufbaut, zerstört es dieses an anderer Stelle laufend durch Ab­
drift. Ihre Gestalt wird geformt durch die Gezeitenwellen, die bei 
Flut durch die schmalen Durchlässe beiderseits der Inseln das 
zwischen ihnen und dem Festland gelegene Wattenmeer füllen 
und bei Ebbe wieder entleeren. Die Gezeiten transportieren stän­
dig große Sdllammassen hin und her. Dazu nagen ständig die 
überwiegend aus Westen wehenden Winde an den lockeren 
Sanddünen der Insel. Die Geschichte der Inseln vor der deut­
schen Nordseeküste wird von der dauernden Flucht ihrer Bewoh­
ner vor der Flut geprägt. Noch im Jahre 1850 mußten die mei­
sten Bewohner Wangerooges die Insel verlassen, nadldem am 
2. Weihnachtstag die See ihr Dorf zerstört hatte. Der West­
turm, einst Mittelpunkt des erst 1804 gegründeten Nordseebades 
Wangerooge, stand nach Abklingen der Sturmflut unmittelbar 
am Strand . Viele Menschen siedelten auf das Festland um. Die 
anderen brachen die Reste ihrer Häuser ab, schleppten sie müh­
selig zum Osten ihrer Insel , um dort daraus neue Wohnungen zu 
errichten. 1865 und 1869 - gleidl zweimal - teilte die Flut die 
Insel in zwei Hälften. Doch auch damals gaben die Inselbewoh­
ner nicht auf. Das Badeleben entwickelte sich wieder, und als 
audl noch der Staat die militärische Bedeutung der Insel er­
kannte, wurde der weiteren .. Wanderung" der Insel Einhalt ge­
boten. Das geschah durch den Bau von Ufermauern und Befe­
stigung der Böschung als sogenannte Uferdeckwerke, die durch 
Buhnen gesidlert werden , die gleichzeitig als Wellenbredler und 
"Sandfänger" wirken. 

Im Jahre 1940 wurde die Sicherung der Insel abgeschlossen. 
Etwa 400 m Ufermauern bewahren den Dünensand vor dem Ab­
bruch, insgesamt 23 Buhnen mit einer Gesamtlänge von rd. 1300 m 
schützen den Strand vor Zerstörung . Die durch den Krieg und 
die Februarsturmflut des Jahres 1962 nochmals angerichteten 
großen Sdläden sind inzwischen beseitigt. Die heutigen Schutz­
bauten der Insel geben ihr im wesentlidlen ihre Gestalt und 
sichern ihren Bestand. 

Deichverbände 
Die Erhaltung und Pflege der Deiche an der Küste und den 
Tidellüssen obliegt den Deich- und Sielverbänden . In ihnen sind 
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Abb. 20 

die Bürger zusammengeschlossen, deren Eigentum im Schutze 
der Deiche liegt. In diesen Zusammenschlüssen, die sich bis ins 
frühe Mittelalter zurückverfolgen lassen, findet die uralte Er­
kenntnis sichtbaren Ausdruck, daß Verteidigung und Angriff ge­
gen das feindliche Meer nur eine Gemeinschaft führen kann. 
Die Verpflichtung zur Teilnahme am Bau und der Unterhaltung 
der Deiche ist bereits in den ältesten deutschen Rechtssamm­
lungen verankert ; der .. Sachsenspiegel " aus dem 13. Jahrhundert 
bedroht denjenigen mit grausamen Strafen, der dieser Pflicht 
nicht gebührend nachkommt. Während in früherer Zeit die Kü­
stenbewohner selbst Hand anlegten beim Bau und der Verstär­
kung der Deiche - und zwar nicht nur im Falle der Not bei 
einer Sturmflut -, werden heute die Kosten für die Deichunter­
haltung nach einem bestimmten Schlüssel auf alle im Verbands­
gebiet wohnenden Eigentümer von Grundstücken, Gebäuden und 
Betrieben umgelegt. Durch diese Form der Kostenaufbringung 
und die Erfüllung der Aufgabe der Deichverteidigung und -unter­
haltung in Selbstverwaltung soll die aus alter Tradition gewach­
sene Verantwortung jeden Bürgers für den Deichschutz erhalten 
und gestärkt werden. Hierbei wird es - zumindest in den länd­
lichen Küstengebieten - auch in Zukunft bleiben . Sollte der 
Staat die Deiche ganz in seine Obhut nehmen, würde dieses 
Gefühl der persönlichen Verantwortung sehr schnell verloren­
gehen. 

Allerdings unterstehen die wichtigen Deiche der staatliehen Auf­
sieht. Alljährlich - vor Eintritt der hodlwassergefährdeten Jahres­
zeit - findet die sog . Deichschau statt, bei der die Deiche und 
dazugehörigen Bauwerke durch Fachleute der staatlichen Was­
serwirtschaftsverwaltung gemeinsam mit Beauftragten der nicht 
selten noch ehrenamtlich verwalteten Deichverbände begangen 
und auf ihren einwandfreien Zustand untersucht werden. 

Die Selbstverwaltungsorgane der Deichverbände werden bei 
ihrem verantwortungsvollen Wirken von dem Personal der staat­
lichen Wasserwirtschaftsverwaltung unterstützt, das über die not­
wendigen Fachkenntnisse verfügt und für die Deichverbände die 
Bauaufgaben durchführt. Im Katastrophenfalle liegt darüber hin­
aus die Organisation der Schutz- und Hilfsmaßnahmen bei der 
Verwaltung des Kreises und der Stadt. Einsatzanordnungen für 
die zur Deichverteidigung erforderlichen Kräfte und Materialien 
erfolgen durch die bei den zuständigen Verwaltungsbehörden 
eingerichteten Katastrophenabwehrleitungen. 
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* befestigter Lagerstreifen für Material zur Dei< 

Die Kosten für die Verstärkung, die Erhöhung und den Neubau 
der Hauptdeiche sind so hoch, daß sie die Leistungskraft der 
Deichverbände und ihrer Mitglieder übersteigen würden. Im 
Interesse des Schutzes der Bevölkerung und der Erhaltung des 
Landes an der Küste übernimmt der Staat den größten Teil der 
Baukosten. Die Küstenländer betreiben auf Grund langfristiger 
Küstenprogramme systematisch den Ausbau und die Verbesse­
rung des Küstenschutzes in ihrem Gebiet. So sind allein im Rah­
men des Niedersächsischen Küstenprogramms seit dem Jahre 
1949 nach dem Stand von Ende 1967 insgesamt 1806 Mio DM 
hierfür aufgewendet worden. Manches ist bereits erreicht, vieles 
bleibt aber nodl zu tun. 

Die gewaltigen Aufwendungen für den Küstenschutz überfordern 
die audl mit anderen Aufgaben stark belasteten Küstenländer. 
Man muß sich vorstellen, daß der Bau eines Kilometers moder­
nen Seedeiches mehr als 3,5 Mio DM erfordert.')27. Artikel 91 a 
unseres Grundgesetzes enthält deshalb neben dem Aus- und 
Neubau der Hochschulen und der Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur als dritte Gemeinschaftsaufgabe von Bund und 
Ländern den Küstenschutz. 

In Ausführung dieses Verfassungsauftrages ist am 1. Januar 1970 
das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" in Kraft getreten. Nach 
diesem Gesetz beteiligt sich der Bund mit 70% an den Ausgaben 
für den Küstenschutz·)23. 

Besserer Küstenschutz durch Deichverkürzung 
Hauptdeiche in einer Gesamtlänge von rund 1700 km schützen 
das Land an der deutschen Nordseeküste vor dem Ansturm des 
Meeres. 

Die Sturmfluten laufen in die tiefeingeschnittenen Buchten und 
schlauchartigen Mündungen der Tideflüsse ein; die langen Deich­
strecken entlang der Buchten, lnsern und Flüsse sind dauernd 
bedroht. Jeder Kilometer Deich bildet ein Kilometer Risiko. Je 
kürzer die Deichlinie, um so geringer Ist die Gefahr, um so besser 
ihre Verteidigung. Das erkannten die Holländer. Mit dem Delta­
projekt erreichen sie eine Verkürzung der bisher 400 km langen 
Deichlinie auf künftig 32 km. 

Auch an der deutschen Küste ist Deichverkürzung das Gebot der 
Stunde, wie das Beispiel der Westküste Schleswig-Holsteins 
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zeigt. Die neuen Deiche rücken gegen das Meer vor, sie riegeln 
Buchten und Flußmündungen ab, bilden künftig eine gerade Verte i­
digungslinie, die die alte, in Jahrhunderten als Folge technischer 
Unzulänglichkeit, finanzieller Schwäche und organisatorischer 
Zersplitterung ungeregelt verlaufende Deichlinie ablöst. 

Sturm!1 utsperrwerke 
Die Abdämmung der Flußmündungen - wie z. B. im Falle der 
Eider, Pinnau und Krückau - soll das Eindringen hoher Sturm­
fluten in das Binnenland verhindern . Bei Ebbe und normalen 
Fluten jedoch muß das Wasser aus dem Landesinnern abfließen 
können. Die normalen Tiden sollen ungehindert ein- und aus-

strömen, um in den gefällsarmen Gewässern einen Spülstrom 
zu erzeugen, der einer drohenden Versandung bzw. Verschlickung 
des Flußbettes Einhalt gebietet und damit Wasserabfluß sowie 
Schiffahrt auch künftig ohne dauerndes kostspieliges Ausbaggern 
ermögl icht. 

Diese Aufgaben erfüllen in den Flußquerschnitt eingebaute 
Sturmflutsperrwerke, deren bewegliche Tore und Verschlüsse je 
nach den auftretenden Wasserständen geöffnet oder geschlos­
sen werden können. Wie ihr Name bereits andeutet, kehren sie 
durchaus nicht gegen alle Sturmfluten , sondern in erster Linie 
gegen hohe und Katastrophensturmfluten (" kehren " = spezieller 
Ausdruck für " schließen") . Die Verschlüsse senken sich manch­
mal nur an wenigen Tagen im Jahr. An anderer Stelle treten so­
gar alle zwei oder sogar alle drei Jahre erst solche Wasser­
stände ein, die eine Absperrung gegen das Meer zum Schutze 
des Binnenlandes notwendig werden lassen. 

Sie le und Schöpfwerke 
Große Gebiete des deichgeschützten Küstenlandes liegen sehr 
niedrig , etwa zwischen 1,40 m über und 0,50 m unter Normal­
Null (NN). Sie liegen damit bei normaler Tide bis zu 2,00 mund 
bei Sturmflut 4,00 m und mehr unter dem Hochwasserspiegel 
des Meeres*)20. Auch nach der Eindeichung soll das Wasser 
aus dem Binnenland ablaufen können, muß den Flüssen der 
Abfluß ins Meer erhalten bleiben . Sonst würde das Land zwar 
gegen die Flut vom Meer her geschützt, dafür aber vom Binnen­
land her überflutet werden. Solange das Meer jedoch über die 
Mündungen der Flüsse freien Zutritt besitzt , werden die tietlie­
genden Flächen bei steigendem Wasser und besonders bei Flut 
überschwemmt. Um dieses zu verhindern , werden dort, wo Ge­
wässer die Deichlinie kreuzen, Bauwerke mit selbsttätigen Ver­
schlußeinridltungen, sogenannte Siele oder Sielschleusen, errich­
tet. Siele bestehen seit dem Beginn des Deichbaues vor tausend 
Jahren. Viele Orte an der Nordseeküste, wie z. B. Bensersiel , Ca­
rolinensiel und andere, führen dieses Wort in ihrem Namen. 

Die Abbildung 23 zeigt Siel bauwerke innerhalb des neuen Kü­
stenschutzdeiches wie auch im alten, heute als 2. Deichlinie die­
nenden Deich. 
Wie aus Abbildung 25 ersichtlich, handelt es sich um innerhalb 
des Deiches errichtete Kammern, die mit beweglichen Toren aus­
gestattet sind. Sie öffnen sich von allein bei Ebbe, wenn der 
Binnenwasserstand höher ist, so daß das Wasser aus dem Bin­
nenland ablaufen kann. Der Wasserdruck der wiederkehrenden 
Flut verschließt von außen wieder selbsttätig die Sieltore und 
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Abb. 22 

Deicherhöhung durch Stützmauer bei vorhandener Bebauung 

Bebauung am Deich Deichstraße 

versperrt dem Salz- und Brackwasser des Meeres den Einlauf. 
Auf d iese Weise wird während günstiger Außenwasserstände das 
Binnenland entwässert. Wenn jedoch in der Herbst- und Winter­
periode langanhaltende Niederschläge die Gräben und Flüsse im 
Binnenland auffüllen und gleichzeitig über längere Zeit hohe 
Außenwasserstände herrschen, können die 5ieltore nicht öffnen . 
Das Wasser staut sich im Binnenland auf. Große Flächen werden 
überflutet und können nicht bewirtschaftet werden. 

Dann ist nur eine Entwässerung auf künstlichem Wege möglich. 
Das Wasser muß mittels Pumpen über den Deich nach draußen 
gehoben werden. Die Pumpen sind in sog. Tideschöpfwerken 
untergebracht, die - wie die Abbildungen 23 und 25 darstellen -
am Deich zusammen mit einem Siel an einer teichartigen Erwei­
terung (Mahlbusen) des Gewässers errichtet werden. Die Tide­
schöpfwerke treten im allgemeinen nur dann in Tätigkeit , wenn 
hohe Außenwasserstände einen freien Abfluß des Binnenwassers 
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durch das Siel nicht zulassen . Dann dient der Mahlbusen als 
Speicherbecken für das sich im Binnenland sammelnde Wasser, 
aus dem die Pumpen schöpfen. Die Abbildung 26 zeigt einen 
Schnitt durch ein Schöpfwerk in Hamburg. Sie zeigt eine Pro­
peIlerpumpe, den Ansaugkanal auf der Binnenseite und den 
Ablaufkanal durch den Deich zur Außenseite. Es gibt Schöpf­
werke mit einer Förderleistung von bis zu 50 cbm 'sec. Die Pro­
peIlerflügel oder Schaufeln der Laufräder können in ihrer Stei­
lung verändert werden, ferner läßt sich die Drehzahl so variieren, 
daß die Pumpen trotz schwankender Wasserfördermenge (großer 
oder kleiner Zufluß) und wechselnden Förderhöhen (bei unter­
sd'liedlichem Binnen- und Außenwasserstand) jeweils mit dem 
günstigsten Wirkungsgrad arbeiten können. Damit bei Strom­
ausfall die Pumpen nicht ausfallen, werden die Schöpfwerke 
nach zwei Richtungen an das Versorgungsnetz angeschlossen oder 
es liefern bei Netzausfall dieselbetriebene Notstromaggregate 
den notwendigen Antriebsstrom . 

Neben den Tideschöpfwerken, die nur bei länger andauernden 
und hohen Außenwasserständen in Tätigkeit treten, gibt es eine 
große Zahl von Schöpfwerken im Binnenland, an Flüssen und an 
der Meeresküste, in denen das Wasser ständig gehoben werden 
muß, da die zu entwässernden Flächen noch unter dem tiefsten 
Wasserstand des Meeres oder im Fluß liegen. Oft heben sie das 
Wasser nur um eine bestimmte Höhe, damit es von einem an­
deren Schöpfwerk weitergefördert werden kann (Unter- oder 
Zubringerschöpfwerke). 

Schiffsschleusen 
Zur Aufrechterhattung des Schiffsverkehrs zwischen den im 
Schutze der Deiche liegenden Häfen und dem Meer sind Schiffs­
schleusen erforderlich. die häufig - wie die vorstehend beschrie­
benen Siele - gleidlZeitig die Aufgabe der Binnenentwässerung 
mit erfüllen. Die Schiffe fahren - entweder von außen oder aus 
dem Binnenland kommend - bei geöffneter Einfahrtseite in die 
beidseitig mit Toren versehene Schleusenkammer ein. Die zum 
Einfahren des Schiffes geöffneten Kammertore werden verschlos­
sen, die hinteren, bisher verschlossenen, geöffnet. Das Schiff hat 
freie Fahrt in Richtung Meer bzw. ins Binnenland. 

Über die Deichkrone verlaufen häufig Straßen, die wegen der 
hohen Schiffsaufbauten im Bereich der Schleusen unterbrochen 
werden müssen. 

Die Verbindung stellen Hub-, Dreh- oder Klappbrücken her, die 
bei Schiffsdurchfahrt den Querschnitt freigeben. 



Steindamm im Wattenmeer als Anlandungsbauwerk 

zum Schutz des Küstendeiches 
~"r~--O ,60 m __ -'l.J, 

a = verdichteter Wa!tboden 

b = Strohlage 

c = Spreutlage aus lebenden Weidenruten 

d = Schüttsteine 

e = 
Abb. 24 

Zusammenfassung und Ausblick 
Diese Veröffentlichung handelt von den Naturgewalten des Mee­
res, sie erläutert d ie Ursachen und Entstehung von Hochwasser­
katastrophen an den Meeresküsten, ausgelöst durch Beben auf 
dem Meeresgrund, tropische Wirbelstürme und Sturmfluten. 

Der Artikel schildert die dauernde Veränderung des Landes am 
Meer. Er zeigt den jahrtausendelangen Kampf des Menschen an 
der Küste gegen das Meer. Dieser findet seinen Ausdruck in den 
zunächst sporadisch und mit unzulänglichen Mitteln getroffenen 
Maßnahmen bis hin zum Einsatz von Wissenschaft und Technik, 

Tideschöpfwerk und Sielschleuse 

• Ebbe/ Flut 
t 

Au ßenha fen 

(Pumpe 1 u.21 

Binnenhafen und Speicherbecken 

dem modernen Deichbau, der Errichtung leistungsfähiger Siele 
und Schöpfwerke sowie zur Abdämmung der Flußmündungen 
durch Sturmflutsperrwerke. 
Es erfolgt eine Schilderung der Flutkatastrophen unserer jüng­
sten Vergangenheit, insbesondere der Jahre 1953 in Holland, 
1962 an der deutschen Nordseeküste und im November 1970 in 
Pakistan. Sie führen uns mit aller Deutlichkeit vor Augen, daß 
auch unsere moderne Weil - und gerade diese - trotz ihrer 
Kenntnisse und der ihr zur Verfügung stehenden immer kom­
plizierteren Einrichtungen gegen die Unbilden der Natur nicht 
völlig geSchützt ist. 
Wenn auch von den Küstenländern gewaltige Anstrengungen 
unternommen werden, um zu verhindern, daß durch Sturmfluten 
noch einmal eine Katastrophe ähnlichen Ausmaßes wie 1962 
entstehen kann, so dürfen wir uns nicht der Tatsache verschlie­
ßen, daß auch künftig ähnlich hohe oder noch höhere Fluten 
eintreten können, die irgendwo - denken wir hierbei nicht allein 
an Deutschland - zur Gefahr für Menschenleben und zur Ver­
nichtung von Eigentum führen können. 
Auch im 20. Jahrhundert gilt noch immer die Erkenntnis des 
greisen und erblindeten Faust, der im Angesicht des nahen Todes 
feststellt : 

"Im Innern hier ein paradiesisch Land, 
Da rase draußen Flut bis auf zum Rand , 
Und wie sie nascht, gewaltsam einzuschließen, 
Gemeindrang eilt, die Lücke zu verschließen. 
Ja! diesem Sinne bin ich ganz ergeben, 
Das ist der Weisheit letzter Schluß : 
Nur der verdient sich Freiheit wie das Leben, 
Der täglich sie erobern muß! . 

(J . W. Goethe : Faust -
Der Tragödie zweiter Teil, 5. Akt) 

So sind wir alle im Falle der Not zur Mithilfe aufgerufen und 
wir, die wir in einer Hilfsorganisation mitarbeiten, in der Kata­
strophe zum Dienst am Nächsten verpflichtet. 
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Schnitt durch ein Schöpfwerk In Hamburg 

Binnenseite 

i Rechen mit Propellerpumpen 
automatischer 2 Stück: Leistung je 5m 3 /sec 

rAIJß e,nv.lasse rsta nd 

Binnen -
wasser­
stand 

Abb. 26 
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Radioaktivität - heute 

Heft18 der Schriftenreihe des Deut­
schen Atomforums. Von Dr. Hubert 
Vogg, Leiter des Laboratoriums für 
Isotopentechnik der Gesellschaft 
für Kernforschung mbH, Karlsruhe. 
48 Seiten. Die Broschüre kann 
gegen eine Schutzgebühr von 
DM 1,50 beim Deutschen Atom­
forum , 53 Bonn 1, Allianzplatz, 
Haus X, angefordert werden. 

Die bebilderte Broschüre gliedert sich in 
die Abschnitte: Grundlagen, Anwendung 
radioaktiver Stoffe, Obersichtstabellen und 
literaturhinweise. Sie ist eine Ergänzung zu 
den anderen in dieser Schriftenreihe er­
schienenen Bänden : 

Heft 2 Atomkernreaktoren , 4. Auflage, 
DM 2,-. 

Heft 9 Kerntechnische Ausbildung und 
Praxis. 2. Auflage, DM 2,- . 

Heft 16 Radioaktive Rückstände, DM 1,50. 

Heft 17 Kernstrahlungsmeßtechnik, 
DM 1,50. 

Darüber hinaus hat das Deutsche Atom­
forum zur Erleichterung und Unterstützung 
der Offentlidlkeitsarbeit mit der Broschüre 
,,2000 ist er 40" jetzt eine Lücke geschlos-

sen. Es handelt sich hierbei um eine reich 
bebilderte und allgemeinverständliche In­
formationsschrift, die für eine breite Streu­
ung innerhalb der Bevölkerung vorgesehen 
ist und die mit dazu beitragen soll , ein bes­
seres Verständnis für alle Fragen der fried­
timen Nutzung der Kernenergie zu wecken. 
Auch diese Broschüre kann beim Deut­
schen Atomforum bezogen werden, und 
zwar für eine Schutzgebühr in Höhe von 
DM 1,- . 

Die grafische Gestaltung und auch die Kon­
zeption der Beiträge sind ausgezeichnet 
gelöst. Dadurch bekommt der revolutionie­
rende, für viele so beunruhigend wirkende 
technische Fortschritt fast alltägliche und 
menschliche Züge. Mit diesen beiden Bro­
schüren kann man jungen Menschen, die 
mehr noch als die heutige Generation mit 
der angewandten Kernenergie leben müs­
sen, erklären, was z. B. unter der Kuppet 
eines Kernkraftwerkes vor sich geht. 

Heft1S Schnftenrelhe des Deutschen Atomforums 

Der Mensch 
im Mittelpunkt 

Zivil- und Katastrophenschutz in 
der Bundesrepublik. Herausgege­
ben vom Bundesministerium des 
Innern. Text: Ulrich Weidner. Bro­
schüre, 42 Seiten mit vielen Fotos, 
DIN A 5. Mit einem Geleitwort des 
Bundesministers des Innern, Hans 
DietriCh Genseher. 
In dieser Broschüre wird dargelegt, daß die 
Bundesregierung den Zivil- und Katastro­
phenSChutz so ernst nimmt, wie es die Vor­
sorge für den Bürger verlangt. Alle staat­
lichen Maßnahmen, die hier aufgezählt und 
durch Zahlen belegt werden, dienen der 
Vorsorge und Planung gegen das Chaos. 
Oie Broschüre macht aber auch deutlich, 
daß die Hilfsmaßnahmen der Bundesregie­
rung allein nicht ausreichen und es eine 
wichtige Voraussetzung für die Effektivität 
dieser Maßnahmen ist, daß die Bürger frei­
willig im Katastrophen- und Zivilschutz mit­
arbeiten und ihre persönliche Vorsorge den 
Gefahren anpassen. Darüber hinaus ist 
jeder aufgerufen, die im Zivil- und Kata­
strophenschutz mitarbeitenden Verbände 
und Organisationen, die in dieser Bro­
schüre kurz vorgestellt werden, zu unter­
stützen. 
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Als ein ideales Obungsobjekt lür 
den Bergungsdienst bot sich ein alter 
Kran am Düsseldorfer Rheinuler an. 
Die Helfer gingen Ihm mit 
Brennschneidgeräten zu Leibe und 
zerlegten den dicken Brocken 
in gut transportierbare Teile. 
Diese Art der Ausbildung, kombiniert 
mit praktischem Nutzeffekt, wird 
von den Helfern Im 
Katastrophenschutz sehr begrüßt. 

gestell konnte nach Abtrennung abgeho­
ben und zum Brennplatz gebrad1t werden. 
Die Ausbildung und Anleitung der Helfer an 
einem solchen Objekt weckten besonderes 
Interesse und Ehrgeiz. Es gab dabei trotz 
der ungewohnten und nicht ungefährlichen 
Aufgabe weder Personen- noch Sachschä­
den. Aus der Bereitschaft waren abwech­
selnd im Einsatz : ein Zugführer, zwei 
Schirrmeister, elf Helfer, zwei Sanitäter mit 
einem Sanitätskraftwagen, ein Funker und 
zwei Fahrer. An Geräten waren im 
Einsatz: ein Gerätekraftw8gen, ein Mann­
schaftskraftwagen und fünf Brennschneid­
geräte. 
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LANDESSTELLEN berichten ••• LANDESSTELLEN berichten ••• LANDES STELLEN berich 

Schieswig-Holslein 
• Bürgermeister Jnformlert 
"Selbstschutz in der Gemeinde 
- Grundlage des Katastrophen­
schutzes" lautete das Thema, 
unter ~em der BVS in zwei ,In­
formationsveranstaltungen den 
Bürgermeistern der Ämter des 
Kreises Pinneberg einen Über­
blick über die Aufgaben · des 

Hauptverwaltungsbeamten 
innerhalb des Zivilschutzes ver­
mitteln wOllte. 
Der Landrat gab im Dezember 
1970 " grünes licht " für die In­
formationsveranstaltungen in 
seinem Dienstbereich. Es galt 
nun, mit den Amtsvorstehern 
und Bürgermeistern einen Ter­
min zu vereinbaren, der die Ge­
währ gab, daß auch alle Bürger­
meister anwesend sein konn­
ten. So fand für die Amter 
Pinneberg-Land, Bönningstedt, 
Haseldorf und Moorrege die 
erste Tagung im Kreishaus 
statt. 
Es wurde dankbar begrüßt, daß 
der Landrat die Tagung persön­
lich eröffnete und damit Lan­
desstellenleiter Sohl den Weg 
zum Verständnis bei den Bür­
germeistern ebnete. 
Erfreulich war, daß auch die 
Bürgermeister der Städte und 
Großgemeinden bzw. die ZS­
Bearbeiter vollzählig ersdlienen 
waren und daß Polizeioberrat 
Müller für beide Veranstaltun­
gen die zuständigen Leiter der 
POlizeidienststellen entsandt 
hatte. Auch die Presse, die 
immer bereit ist, den BVS bei 
seiner Öffentlichkeitsarbeit zu 
unterstützen, war anwesend. 
Eine anschließende Diskussion 
ergab die erfreul iche Tatsache, 
daß sich - trotz mancher ge-
gensätzlicher Meinungen 
schon die ersten Ämter ent­
schlossen hatten, den BVS um 
weitere Informationen zu bitten . 
So sollen auch in den kleinen 
Gemeinden Podiumsgespräche 
im Laufe des Jahres stattfinden. 
Die zweite Veranstaltung für 
die Ämter Elmshorn-Land, Hör­
nerkirchen und Rantzau fand 
auf Vorschlag des Amtes Hör­
nerkirchen im "Landkrog" in 
Westerhorn statt. Zu dieser Ver­
anstaltung waren wiederum 
95% der eingeladenen Gäste 
erschienen. Vor insgesamt 
35 Zuhörern brachte Landes­
steilenleiter Sohl zum Aus­
druck, daß man den Selbst­
schutz als eine moralische Ver­
pflichtung ansehen müsse. 

Hamburg 
• Schutzraum besichtigt 
Fast unauffällig für Passanten, 
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die den FUßgängertunnel am 
Hauptbahnhof (Ausgang Kir­
chenallee) in Richtung Hotel 
zum Kronprinzen benutzen, be­
findet sich dort der Eingang 
zum öffentlichen Schutzraum 
"Hachmannplatz". 
Dieser "S 3"-Schutzraum wurde 
in den letzten Jahren vergrößert 
und technisch auf den neu esten 
Stand hergerichtet. Als Zwei· 
Etagen-Tiefbunker ist er in Sitz­
und Liegeräume aufgeteilt und 
bietet bis zu 1700 Personen 
Schutz. 
Bei Ausfall der öffentlichen 
Wasserversorgung fördern zwei 
Pumpen, die 80 m bzw. 120 m 
unter der Erdoberfläche mon­
tiert sind, aus dem 180 m tiefen 
Brunnen Wasser in die Tanks 
der Schutzanlage. Für eine un­
abhängige Stromversorgung 
steht ein Notstromaggregat zur 
Verfügung. 
Am 22. März traf sich eine 
größere Anzahl von ehrenamt­
lichen Helferinnen und Helfern 
der BVS-Bezirksamtsstelle 
Hamburg-Wandsbek am Haupt­
bahnhof, um unter der fachtech­
nischen Leitung eines Mit­
arbeiters des Bezirksamtes 
Hamburg-Mitte diese Bunker­
anlagen eingehend zu besich­
tigen. 
Mit der Feststellung , daß noch 
ein riesengroßer Nachholbedarf 
im Schutzraumbau besteht , 
denn in Hamburg stehen zur 
Zeit nur etwa 22000 Plätze in 
öffentlichen Schutzräumen zur 
Verfügung , wurde die Bunker­
besichtigung beendet. 

Nordrhein-Westfalen 
• Ungewöhnlicher Besuch 

Der verträumte Schloßhof von 
Körtlinghausen bietet plötzlich 
ein ungewohntes Bild : überall 
Militärfahrzeuge, abgedeckt mit 
Tarnnetz und Strauchwerk. Aus 
dem Keller des Schlosses 
dringen Tellerklappern und 
der typische Duft nach " ham 
and eggs". Und um das Bild 
abzurunden, landet auf der 
benachbarten Pferde koppel ein 
Hubschrauber. Ein Offizier 
steigt aus, und seine karmesin­
roten Streifen bewirken, daß 
sich die Bewegung im Schloß­
hof zu hektischer Gangart stei­
gert. 
Im Schloßgelände hatte ein 
Divisionsstab Quartier bezogen. 
So war das Bild am sonst so 
ruhigen Wochenende, als Lan­
desstellenleiter Kopsieker an 
der BVS-Landesschule eintraf. 
Die Gelegenheit zu einem Ge­
dankenaustausch bot sich bald 
an. Der zuständige Stabsoffizier 
erklärte sich bereit, alle Offi-

ziere zu einer Information über 
den Selbstschutz in den Lehr­
saal zu bitten. Dienststellenlei­
ter Wegener (Essen) - wegen 
seiner ausgezeichneten eng­
lischen Sprachkenntnisse eiligst 
herbeigeholt - unterzog sich 
der Aufgabe, etwa 50 Offizieren 
in einem zweistündigen Referat 
ein umfassendes Bild über den 
Zivilschutz in der BRD zu ge­
ben. Es lag natürlich nahe, hier­
bei dem SelbstSchutz und der 
Aufklärungs- und AUSbildungs· 
aufgabe des BVS einen beson­
deren Platz einzuräumen. 
Aufgelockert wurde der Vortrag 
durch zwei Filme und kleine 
Demonstrationen, welche die 
Zuhörer schnell zum inter­
essierten Mitarbeiten anregten . 
Oie Anteilnahme der Offiziere 
war so groß, daß das Referat 
zwanglos in eine für beide Sei­
ten hochinteressante Diskus­
sion überwechselte. Die Offi­
ziere äußerten ihren Unmut und 
ihre Enttäuschung, daß in Groß­
britannien so wenig für den 
Zivilschutz der Bevölkerung ge­
tan wird. 
Obwohl die vorgesehene Zeit 
um eine halbe Stunde über­
schritten war, wünschten die 
Offiziere noch das Übungs­
gelände der Landesschule zu 
besichtigen. So begab man sich 
in mehreren Gruppen hinaus. 
Landesstellenleiter. Schulleiter 
Awiszus und Referent gaben 
die gewünschten Auskünfte. 
Nachdem die Offiziere sich in 
das Gästebuch eingetragen hat­
ten, trennte man sich im besten 
Einvernehmen. 

Niedersachsen 
• Seemänner Im Selbstschutz 
Geht ein Schiff in See, werden 
die Leinen auf das Kommando: 
" Leinen los! " eingeholt, und die 
Fahrt wird aufgenommen. 
Und so hieß es eines Tages 
auch für die Dienststelle Stade 
" Leinen los!" - aber erst zu 
einer Probefahrt. Der Leiter der 
Seemannsschule Bremervörde 
wollte sich davon überzeugen, 
ob der Selbstschutz an Bord 
eines Schiffes anwendbar wäre 
und die Unterrichtung in den 
Lehrplan seiner Schule aufge­
nommen werden könnte. Die 
Schule, von Reedern unterhal­
ten, bildet den seemännischen 
Nachwuchs heran. Hier erhalten 
die jungen Seeleute die Grund­
kenntnisse für ihre weitere 
Tätigkeit an Bord. 
Unter Berücksichtigung der Auf­
gaben, die der Schule gestellt 
sind, wurden vom Dienstste llen­
leiter zwei Lehrkräfte mit see­
männischen Kenntnissen zu 

einer Probefahrt abgeordnet. 
Galt es doch, den Ablauf der 
Ausbildung den Bordverhält­
nissen entsprechend zu ge­
stalten. 
Die Probefahrt verlief überzeu­
gend. So ist die UnterriChtung 
über den Selbstschutz, auch 
unter Berücksichtigung der be­
sonderen Verhältnisse an Bord 
eines Schiffes, zum festen Be­
standteil des Lehrplanes der 
Schule geworden. Die Ausbil­
dungsoffiziere nehmen an den 
Lehrgängen teil , denen grund­
sätzlich eine Information über 
die Stellung des Selbstsdlutzes 
innerhalb des Zivilschutzes vor­
angeht. In dem Bericht des 
Kuratoriums der Deutschen 
Seemannsschule im Zentral­
organ für Schiffahrt und Schiff­
bau vom Juni 1970 wi rd die 
Tätigkeit der BVS-Dienststelle 
Stade als besonders nützlich 
herausgestellt. 
Im Jahr finden vier Lehrgänge 
statt . Viermal Diskussion und 
Ausbildung mit aufgeschlosse­
nen jungen Menschen - und 
immer wieder ist es das Ge­
spräch, das zusammenführt und 
bindet -, eine echte und schöne 
Aufgabe für den Ausbilder. Be. 

Bayern 
• Theorie und Praxis 

In Püchersreuth führte die 
Dienststelle Weiden eine 
Selbstschutz-Grundausbildung 

durch. Selbstschutz lehrer Hans 
Forster hatte kaum seine Aus­
führungen über Rettungsmaß­
nahmen im Selbstschutz be­
endet, als von draußen Hilfe­
rufe erschollen. In einem be­
nachbarten Bauernhaus befan­
den sich ein 77 Jahre alter 
Mann und seine 70 Jahre al te 
Ehefrau in großer Lebens­
gefahr. In ihrer Wohnung im 
ersten Stock drohte d ie Zirn­
merdecke einzustürzen. Sie war 
schon so weit abgerutscht, daß 
sich die Tür zum Treppenhaus 
nicht mehr öffnen ließ. 
Unter der umsichtigen Leitung 
des Bürgermeisters Lang bil­
dete sich sofort eine Selbst­
schutzgemeinschaft. Der Bür­
germeister konnte die alten 
Leute durch Zureden davon ab­
halten, aus dem Fenster zu 
springen . Inzwischen hatte 
Hans Forster, unterstützt von 
Dorfbewohnern, eine 8 m lange 
Steckleiter herbeigeschafft . 
Unter Beachtung aller gebote­
nen Sicherheitsvorkehrungen 
gelang es Forster, das Ehepaar 
durch das Fenster ins Freie zu 
bringen. Diese anstrengende 
Arbeit war kaum getan, da 
stürzte die Zimmerdecke ein. 
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Besuch Im Warnamt X: im Vordergrund v. 1. Innenminister Dr. Bruno 
Merk, Regierungsdirektor Scholl und Landesstellenleiter Frhr. von 
Leoprechting. 

• Besuch Im Warnamt 
Als 21 unterfränkische Bürger­
meister im Rahmen einer Infor­
mationstagung der BVS-Lan­
desschule in Tutzing das Warn­
amt X in Pähl besuchten, war 
an diesem Tage auch Staats­
minister Dr. Bruno Merk dort 
eingetroffen. In seiner Beglei­
tung waren Ministerialdirigent 
Dr. Prandl und Ministerialrat 
Dr. Jäger. Gemeinsam mit den 
Bürgermeistern schenkten sie 
dieser Einrichtung des Warn­
und Alarmdienstes die gebüh­
rende Aufmerksamkeit. Zum 
Empfang der Gäste durch 
Warnamtsleiter Boettcher hat­
ten sich auch Regierungsdirek­
tor Scholl vom Bundesamt für 
zivi len Bevölkerungsschutz, 
Landrat Dr. Bauer (Weilheim) 
und der Leiter der BVS-Landes­
stelle Bayern, Freiherr von Leo­
prechting, eingefunden. 
Die Mitarbeiter des Warn amtes 
führten den Besuchern alte 
Tätigkeiten vor, die sie bei Aus­
lösung eines ABC-Alarms zu 
erledigen haben . Im Kasino­
raum des Amtes würdigte 
Innenminister Dr, Merk die Ar­
beit des Warnamtes wie auch 
jene der BVS-Landesschule in 
Tutzing, die er im vergangenen 
Jahr besichtigt hatte. Regie­
rungsdirektor Scholl über­
brachte die Grüße des Präsi­
denten Dr. Kolb vom BzB und 
dankte dem bayerischen Innen­
ministerium für das Interesse 
und die Unterstützung, die es 
dem Warn- und Alarmdienst an­
gedeihen läßt. 

Hessen 
• Abschied von Mitarbeitern 

Nach Erreichen der Alters­
grenze traten am 1. April drei 
langjährige Bedienstete der 

BVS-Landesstelle Hessen in 
den wohlverd ienten Ruhestand. 
Hede Pult hatte im Jahre 1954 
die Leitung des Sachgebietes 
Verwaltung, Haushalts- und 
Kassenwesen bei der Landes­
steIle übernommen. Ihre ver­
bindliche Art und ihr aufge­
schlossenes Wesen werden bei 
allen, die mit ihr zu tun hatten, 
in guter Erinnerung bleiben. 
Charlotte Böttcher war die 
dienstälteste hauptamtliche Mit­
arbeiterin des BVS in Hessen. 
Sie begann ihre Arbeit bei der 
Bezirksstelle Wiesbaden im 
Jahre 1954 und kam im Jahre 
1968, nach der Auflösung der 
Bezirksstelle, zur Landesstelle 
und arbeitete hier im Sach­
gebiet IV. 
Seit dem Jahre 1956 stand 
Willi Joch hauptamtlich im 
Dienst des BVS, zuerst als Lei­
ter der Ortsstelle Darmstadt, an 
deren stetiger Aufwärtsentwick­
lung er maßgeblich beteiligt 
war. Im Jahre 1958 kam er 
dann als Leiter des Sachgebie­
tes Personalwesen zur Landes­
steile nach Wiesbaden. W. P. 

Rheinland-Plalz 
• Alarm Im Schulhaus 

Realschülerinnen von 10 Klas­
sen der Internatsschule der 
Ursulinen auf dem Calvarien­
berg in Bad Neuenahr-Ahrwei­
ler nahmen an Aufklärungsver­
anstaltungen mit ansdl1ießen­
der Selbstschutz-Grundausbil­
dung teil. 
Einige Zeit danach erfolgte für 
al le 12 Klassen (etwa 450 Schü­
lerinnen) eine besondere Infor­
mation über das selbstschutz­
mäßige Verhalten bei Unfällen 
und Katastrophen mit der Ab­
sicht, die Alarmbereitschaft der 
Schule zu prüfen. Gegen Mittag 

gab die Direktorin der Schule 
über die allgemeine Sprech­
anlage allen Klassen bekannt : 
"Alarm! Durch eine Gasexplo­
sion besteht Einsturzgefahr. So­
fort alle Klassen räumen. Die 
Schülerinnen und das Lehrper­
sonal sammeln siro auf dem 
Schulhof. Ruhe bewahren! " 
Bei der anschließenden Bespre­
chung stellten die Schulleitung 
und die Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Mayen zu aller Zu­
friedenheit fest, daß die Alar­
mierung ihren Zweck erreichte, 
denn es dauerte vom Aufruf bis 
zur völligen Räumung des drei­
stöckigen Gebäudes genau 
2'11 Minuten. 

• Ehrennadel verliehen 

Im großen Sitzungssaal des 
Landratsamtes Bad Dürkheim 
in Neustadt an der Weinstraße 
wurden in einer Feierstunde 
verdiente Männer der Dienst­
stel le Neustadt des BVS mit der 
Ehrennadel geehrt. 
Im Anschluß an die Begrüßung 
gab Dienststellenleiter Hans 
Gottschalk, der selbst zu den zu 
ehrenden Mitgliedern gehört, 
einen kurzen Bericht über die 
Tätigke it der Dienststelle. Unter 
anderem sagte er, daß die Mit· 
arbeiter, die heute geehrt wür­
den, zu den dienstältesten des 
Verbandes gehörten: Ausbil­
dungsleiter E. Heil sei seit 1953 
und Sachbearbeiter A. Nagel 

se it 1954 im BLSV bzw. BVS als 
ehrenamtliche Mitarbeiter tätig . 
Landesste llenleiter Scholz gab 
seiner Freude darüber Aus­
druck, daß drei so verdienst­
volle Mitarbeiter der Dienst­
stelle Neustadt angehören. 
Landrat Dr. Scherer nahm als 
Leiter des Katastrophenschut­
zes die Verleihung der Ehren­
nadel selbst vor, unterstrich da­
mit seine Verbundenheit zum 
BVS und honorierte die Arbeit, 
die im BVS von ehrenamtlichen 
Mitarbeitern in ihrer Freizeit 
geleistet wird . 
August Nagel war der Sprecher 
der Geehrten ; er dankte für die 
Ehrung, die auch als Dank für 
die geleistete Arbeit der Dienst­
stelle anzusehen sei. 

• Ausgeschieden 
Frau Jakobine Wiegand , eine 
der dienstältesten Mitarbeite­
rinnen des BVS, ist mit Er­
reichung der Altersgrenze in 
den Ruhestand getreten. Frau 
Wiegand, den meisten haupt­
und ehrenamtlichen Mitarbei­
tern durch ihre lange Tätigkeit 
als Hilfssachbearbeiterin im 
Fachgebiet lider Landesstelle 
bekannt, kam am 16. 6. 1954 zu 
uns. Durch ihre Kenntnis der 
einschlägigen Gesetze und der 
arbeitsrechtlichen Grundlagen 
war es ihr möglich, auch als 
Mitglied des Bezirkspersonal­
rats den Kolleginnen und Kol ­
legen dienlich zu sein. 

Stellenausschreibung 
Beim Bundesverband für den Selbstschutz, 
bundesunmittelbare Körperschaft des öffent­
lichen Rechts, Landesstelle Bayern in Mün­
chen, ist in Kürze eine Planstelle der Bes-Gr. 
A 11 BBesO 

Verwaltungsamtmann 
zu besetzen. Aufstiegsmöglichkeit wird ge­
schaffen. 

Anforderungen: Befähi9..ung für die Laufbahn 
des gehobenen nichttechnischen Dienstes in 
der allgemeinen und inneren Verwaltung, gute 
Kenntnisse auf dem Gebiet des öffentlichen 
Dienstes, möglichst langjährige Erfahrungen 
im Haushalts-. Kassen- und Redlnungswesen. 
Trennungsgeld und Umzugskosten werden narn 
den gesetzlichen Bestimmungen gewährt. Der 
Verband ist bei der Wohnraum beschaffung 
behilflich. 

Bewerbungen mit ausgefülltem Personalbogen, hand ge­
sch riebenem Lebenslauf, lichtbild sowie Ausbildungs- und 
Tätigkeitsnachweisen sind bis zum 31 . 5. 1971 zu richten 
an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
BundeshauptsteIle 
5 Köln 41, Eupener Straße 74. 
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lNorte, sichtbar gelnacht 

Tageslicht-Projektoren 
als Hilfsmittel 
für die Offentlichkeitsarbeit 

In der letzten Ausgabe habe ich einen 
Fingerzeig geben wollen. wie man sich bei 
der Vorbereitung eines Vortrages die Arbeit 
erleichtern kann, wenn man über ein klei­
nes Archiv verfüg t, in dem man alle verfüg­
baren Unterlagen gesammelt und geordnet 
hat. 

Um den Mitarbeitern zu helfen, hier einen 
Anfang zu machen, werde ich in den näch­
sten Wochen ein Quellen-Verzeichnis zu­
sammenstellen. Dieses Quellenverzeichnis 
wird an die Dienststellen in ausreichender 
Zahl verteilt und steht jedem Mitarbeiter in 
der öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung. 

In diesem Quellen-Verzeichnis sind Beiträge 
aus dem Gebiet der zivilen Verteidigung , 
des Zivilschutzes und des Selbstschutzes 
ebenso zu finden wie interessante Beiträge 
aus der Politik. Ein Stichwort-Verzeichnis 
soll die Suche nach dem geeigneten Bei­
trag erleichtern. 
Es werden bewußt nur Quellen angegeben, 
die den Mitarbeitern aus Publikationen 
innerhalb des BVS zugänglich sind. 

Heute soll nun ein wesentliches Hilfsmittel 
vorgestellt werden, das noch nicht allen 
Mitarbeitern in der Offentlichkeitsarbeit be­
kannt ist und dessen Wert sich bereits bei 
unzähligen Veranstaltungen erwiesen hat. 
Es handelt sich um den Tageslicht-Projektor 
Typ 88, der nun schon in 
großer Zahl den Dienststellen 
zur Verfügung steht. 

Bereits im Helferbrief 1/70 
wurde ein erster Hinweis auf 
diese neuen Geräte gegeben. 
Nach einer ersten Beschaf­
fungsrate , die im vergangenen 
Jahr zur Auslieferung kam, 
sind nun im April dieses Jah­
res weitere Geräte an die 
Dienststellen ausgeliefert wor­
den. 
In einem Einweisungslehrgang 
an der BundessdlUle wurden 
die Geräte in allen Einzelheiten 
erläutert und den Mitarbeitern 
übergeben. Diese Geräte sinn­
voll einzusetzen, wird Aufgabe 
der Dienststellen sein, die nun 
über einen Tageslicht-Projek­
tor verfügen. Gemeint ist hier 
die Nachbarschaftshilfe, die 
dort notwendig wird, wo vor­
erst noch kein Gerät zur Ver­
fügung steht. 
Der besondere Wert dieses 
Gerätes ist darin zu sehen, 
daß es vom Vortragenden 
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selbst bedient werden kann. Dadurch ist er 
von einer Hilfskraft unabhängig. 

Wie schon die Bezeichnung "Tageslicht­
Projektor" besagt, kann man dieses Gerät 
ohne Schwierigkeit zu jeder Tageszeit zur 
wirksamen Unterstützung seines Vortrages 
einsetzen. 

Es ist eine bekannte Tatsache, daß ein Vor­
trag vom Publikum zwar aufgenommen, aber 
mitunter recht schnell wieder vergessen 
wird. Das liegt ganz einfach darin begrün­
det, daß jeder, selbst der interessanteste 
Vortrag, je länger er dauert, den Zuhörer­
kreis zwangsläufig ermüdet. 

Gruppen-Untersuchungen zur Arbeitspäd­
agogik haben dazu folgende interessante 
Ergebnisse erbracht : 
Nach Ablauf einer bestimmten Zeit wissen 
Lernende im Durchschnitt noch 
20% von dem, was sie gehört haben, 
300/ 0 von dem, was sie gesehen haben, 
50% von dem, was sie gehört und 

gesehen haben. 
Der gekonnte Einsatz eines Tageslidlt­
Projektors ist also eine echte Hilfe nidlt 
nur für den Vortragenden, sondern auch für 
den Zuhörer, dem sich der Vortrag wesent­
lich besser einprägt. 
Das im BVS verwendete Gerät ist ein hand­
liches Koffergerät. Eine ausführliche Bedie-

nungsanleitung ist jedem Gerät beigegeben 
und soll sicherstellen, daß das Gerät sach­
kundig behandelt wird. Das gilt besonders 
für den empfindlichen Projektionskopf, in 
dem sich die Projektionslampe befindet 
(Brenndauer ca. 100 Stunden). Bei sorg­
fältiger Behandlung des Gerätes dürften 
kaum Störungen anfallen. Es ist praktisch 
wartungsfrei. 

Eine Vielzahl von Transparent-Folien steht 
dem Mitarbeiter zur Verfügung, wenn er ein 
Vortragsthema aus einem der INFO-Dienste 
wählt. Die Verwendung dieser z. T. farbig 
angelegten Transparent-Folien beleben, wie 
schon gesagt, den Vortrag und erhöhen 
seine Wirkung beträchtlich. 

Schon mit wenigen Einsätzen erlangt man 
in der Bedienung des Gerätes eine gewisse 
Routine. Man bedient es fast automatisch, 
ohne sich oder die Zuhörer vom Vortrag 
abzulenken. 

Wie die Einsatzberichte aus verschiedenen 
Dienststellen erkennen lassen, die bereits 
über einen Tageslicht-Projektor verfügen, 
werden diese Geräte recht unterschiedlich 
genutzt. 
Manche Dienststellen setzten das Gerät zu 
jeder Informationsveranstaltung ein. Andere 
wieder haben offenbar noch Hemmungen, 
mit diesem Gerät zu arbeiten. 

Wo künftig Geräte nicht zum 
Einsatz kommen, sollte man 
eine Verlagerung zu jenen 
Dienststellen vornehmen, wo 
seit langem Bedarf besteht 
und die Gewähr einer vollen 
Auslastung gegeben ist. 

Im nächsten Jahr sollen wei­
tere Geräte beschafft werden, 
damit in nicht allzu ferner Zeit 
dieses wertvolle Hilfsmittel 
allen Dienststellen zur Ver­
fügung steht. 

Helmut Fiebig 

Der Einsatz von Tageslicht­
Projektoren ist sowohl 

für den Vortragenden als 
auch für den Zuhörer, 

der sich den Vortrag viel 
besser einprägen kann, 

eine echte Hilfe. 
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